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4. 1914: Der Aufmarsch in den 3. Balkankrieg

Am 28. Juni 1914 wurden der österreichisch–un-
garische Thronfolger Erzherzog Franz Ferdinand 
und seiner Gattin Sophie in Sarajewo ermordet. 
Die untersuchenden Organe erkannten schnell, 
dass die Spur nach Belgrad führte. Die österrei-
chisch–ungarische befristete Demarche bestand 
deshalb darauf, dass k.u.k. Organe an den Un-
tersuchungen im Ausland teilnehmen sollten. 
Tatsächlich waren höchste serbische Kreise in 
das Attentat verwickelt, das der Chef des ser-
bischen militärischen Geheimdienstes Oberst Di-
mitrievic Apis organisiert hatte.20 Die ablehnende 
serbische Antwort traf am 25. Juli um 19.15 Uhr 
in Wien ein. Belgrad hatte allerdings bereits um 
16.00 Uhr die allgemeine Mobilmachung prokla-
miert. Sie löste nunmehr noch am selben Abend 
auf Befehl Kaiser Franz Josephs die Mobilisie-
rung „Fall B“ Österreich–Ungarns gegen Serbien 
und Montenegro aus. Als erster Alarmtag wurde 
der 27. Juli, als erster Mobilisierungstag der 28. 
Juli festgesetzt.

Mit dem ersten Mobilisierungstag ging die Ober-
leitung sämtlicher Verkehrsunternehmungen der 
Monarchie in militärische Hände über. An der 
Spitze stand der vom Kaiser ernannte Chef des 
Feldeisenbahnwesens, der wiederum unmittel-
bar dem Chef des Generalstabes unterstand. 
Für die Durchführung seiner Weisungen waren 
andere Militärbehörden zuständig: Im Hinterland 
die Zentraltransportleitung, in den Bereichen 
der Armeen die Feldtransportleitung. In admini-
strativer Hinsicht unterstanden die Transportlei-
tungen jedoch dem Kriegsministerium. Am 27. 
Juli wurde in Wien die Zentraltransportleitung als 
größte Militäreisenbahnbehörde in Wien formiert. 
Sie war für beide Teile der Monarchie die oberste 
instradierende Behörde und gewährte damit eine 
einheitliche Leitung der Militärtransporte.21

Für den Verwundeten– und Krankenabschub 
wurden 1.332 Wagen eigenen Typs zur Formie-
rung von 52 Sanitätszügen für 10.748 Mann be-
reitgehalten. Die technische Einrichtung erfolgte 
aufgrund detaillierter Friedenspläne in den Bahn-
werkstätten, die sanitäre Ausrüstung und Beman-
nung durch die Garnisonsspitäler. Weiters wurden 
122 Bahnstationen als Krankenhaltestationen mit 
insgesamt 11.824 Betten für nicht transportfähige 
Verwundete eingerichtet. In der gesamten Do-
naumonarchie wurden rund drei Millionen Tonnen 

Kriegskohlenvorräte bereitgehalten, die für einen 
achtwöchigen Vollbetrieb reichten. Während der 
intensiven Aufmarschphase war daher kein Zu-
schub von Bahnbetriebskohle erforderlich.

Für den Krieg gegen Serbien (und Montenegro) 
wurden zunächst die Minimalgruppe Balkan und 
die B–Staffel mobilisiert: Diese umfassten die Ar-
meekorps IV, VII, VIII, IX, XIII, XV und XVI mit ins-
gesamt 19 Infanteriedivisionen sowie die 1., 10. 
und 11. Kavalleriedivision. Das drei Divisionen 
starke III. Korps wurde als Dispositionsreserve 
ebenfalls mobilisiert.22 Damit sollte Österreich–
Ungarn beinahe die Hälfte seiner Wehrmacht 
aufbieten.

Schon am 27. Juli trafen in Wien Nachrichten 
darüber ein, dass Russland die vorzeitige Aus-
musterung aus den Junkerschulen und die Ein-
berufung von vier Reservejahrgängen in den 
Militärbezirken Kiew, Odessa und Moskau ange-
ordnet hatte. Conrad befahl daraufhin den Chef 
der russischen Gruppe mit dem Aufmarschela-
borat R zu sich.23 Am 28. Juli erklärte Österreich 
Ungarn an Serbien den Krieg. Tags darauf er-
folgte die offizielle Bekanntgabe der russischen 
Teilmobilisierung gegen Österreich–Ungarn. Mit 
dem möglichen Eingreifen Russlands in den be-
ginnenden Krieg am Balkan musste also jeder-
zeit gerechnet werden. 

5. Das Eisenbahnbüro des k.u.k. General-
stabes und der Ausbruch des Mehrfronten-
krieges

Anfang April 1913 erörterte Conrad mit dem da-
maligen Chef des Eisenbahnbüros Oberst Franz 
Rziha die Möglichkeiten, Truppen der B–Staffel, 
die bereits in Versammlung gegen Serbien begrif-
fen waren, ohne jeden Zeitverlust nach Galizien 
gegen Russland umzudirigieren. Rziha bemerkte 
dazu, „dass dieser Frontwechsel am leichtesten 
bis zum fünften Mobilisierungstag durchführbar 
wäre, dann ginge es noch bis zum sechzehnten 
Mobilisierungstag, nach Beginn der Operationen 
gegen Serbien würde es aber immer schwie-
riger.“24 Ganz in diesem Sinne sollte Conrad 
während des gemeinsamen Ministerrates am 7. 
Juli auf die Frage Kriegsminister FZM. Alexand-
er Krobatins antworten, ob es möglich sei, zuerst 
gegen Serbien zu mobilisieren und erst nachträg-
lich, wenn sich die Notwendigkeit dazu ergibt, 
auch gegen Russland. Dieser Fall, so Conrad, 

Der Eisenbahnaufmarsch der k. u. k. Armee gegen Russland
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sei vorbereitet, doch müsse die Entscheidung 
bald, etwa bis zum fünften Mobilisierungstag, er-
folgen, dann wäre kein wesentlicher Zeitverlust 
zu besorgen.

Am 30. Juli fand um 11 Uhr vormittags eine Stabs-
besprechung bei Conrad statt. Teilnehmer waren 
neben dem Generalstabschef dessen Stellvertre-
ter Franz Höfer, der Leiter des Operationsbüros 
Oberst Josef Metzger, Conrads Flügeladjutant 
Rudolf Kundmann und der Leiter des Eisenbahn-
büros Oberst Johann Straub. Dieser wurde nun 
gefragt, wann mit Rücksicht auf die Instradierung 
der erste R Mobtag angeordnet werden könnte. 
Straub, von dem man annehmen sollte, dass er 
„in der Lage lebte“, erklärte, er brauche dazu 24 
Stunden Bedenkzeit (!), der erste Mobtag dürfte 
jedoch nicht vor dem 4. August sein.

Conrads Leitgedanken für den Aufmarsch ge-
gen Russland sind seiner operativen Studie vom 
9. März 1914 zu entnehmen. Bis dahin war von 
öst.–ung. Seite damit gerechnet worden, dass 
das russische Heer unter Preisgabe des Landes 
westlich der Weichsel an Njemen – Narew und 
in Wolhynien – Podolien aufmarschieren würde, 
um in weiterer Folge zur Offensive überzugehen. 
Doch Russland hatte in der letzten Zeit unter 
starken französischen Einfluss seine Reserve-
divisionen wesentlich verstärkt und mit franzö-
sischem Geld die Aufmarschbahnen unter Hoch-
druck ausgebaut.25 Conrad erwartete deshalb 
nunmehr im Fall einer Auseinandersetzung diese 
Offensive nicht nur früher, sondern auch weiter 
westlich, im Weichselland. „Daraus ergibt sich 
ein, die ö.–u. Kräfte in Galizien von Haus aus 
umfassender russischer Aufmarsch, der, wenn 
die russische Offensive abgewartet würde, zur 
Umschließung der im Raum Jaroslau – Lemberg 
gedachten ö.–u. Kräfte führen müsste. Sollte dies 
vermieden werden, dann erübrigt nur, ehe der 
Ring sich schließt, gegen einen Teil derselben so 
rasch als möglich und so stark als möglich loszu-
gehen, indess die anderen Teile abzuhalten. Die-
ser Teil (der anzugreifende Teil) kann nur jener 
zwischen Weichsel und Bug sein.“26

Conrad änderte daraufhin die Grundaufstellung 
des k.u.k. Heeres. Die Hauptkraft sollte jetzt statt 
im Raum Jaroslau – Lemberg im Abschnitt San-
mündung – Przemysl bereitgestellt werden, um 
von dort aus mit 30 Divisionen zum Stoß nach 
Norden anzutreten. Unter Rücksicht auf die 
Transportverhältnisse bestimmte der Generalst-
abschef schließlich für den Hauptstoß 26 Divisi-
onen.

Im Laufe des 31. Juli zeigten sich immer deutlicher 
Russlands Mobilisierungsmaßnahmen. Kaiser 
Franz Joseph unterzeichnete daraufhin mittags 

den Befehl zur allgemeinen Mobilisierung. Damit 
sank der Balkan zum Nebenkriegsschauplatz he-
rab. Dem Hauptgegner Russland sollte die Mas-
se der k.u.k. Armee, die A–Staffel, und die bisher 
gegen Serbien vorgesehene strategische Reser-
ve, die B–Staffel, in Galizien entgegengestellt 
werden. Noch am Vormittag hatte der Chef des 
Eisenbahnbüros Straub gemeinsam mit Mjr. Emil 
Ratzenhofer Conrad die graphischen Eintreffü-
bersichten der gegen Russland zu verwendenden 
Truppen vorgelegt. Conrad erwog nunmehr ganz 
im Sinne einer Schwergewichtsbildung gegenü-
ber dem neuen Hauptgegner sogar, neben der 2. 
Armee (B–Staffel mit IV., VII. und IX. Korps) mit 
dem 5. Armeekommando, dem VIII. Korps, der 
20. und 40. Infanterietruppendivision und der 36. 
Landsturminfanteriebrigade auch Teile der Mini-
malgruppe B gegen Russland einzusetzen.27

Das Eisenbahnbüro ließ nachmittags den Fall „R“ 
mit ersten Alarmtag 2. August, 2. Alarmtag 3. Au-
gust, erster Mobtag 4. August anlaufen. Mit der 
Feststellung des aktuellen Lagebildes der Trans-
porte Richtung Balkan, um den Generalstabs-
chef ohne Zeitverlust umfassend detailliert und 
richtig informieren zu können, beschäftigte sich 
allerdings offensichtlich niemand.

Oberst Straub verließ abends gegen 20.30 Uhr 
sein Büro. Beim Betreten seiner Wohnung mel-
dete ihm sein Diener, er hätte sich unverzüglich 
bei Conrad zu melden.

Dieser fragte sodann Straub, wie er darüber 
denke, die Transporte Richtung Balkan anzuhal-
ten. Straub antwortete: „Exz. man schafft damit 
ein Chaos, ein Tohuwabohu.“ Conrad ließ den 
Oberst daraufhin den Brief, den der deutsche 
Kaiser an Kaiser Franz Joseph gerichtet hatte, le-
sen, in welchem dieser die Absicht mitteilt, Fran-
kreich mit ganzer Kraft anzugreifen, und darum 
ersucht, mit 40 Div.  – ohne sich zu zersplittern 
– gegen „R“ aufzumarschieren.“ 

Doch Straub blieb dabei. Dies würde eine Kata-
strophe bedeuten und wäre eisenbahntechnisch 
nicht durchzuführen. Er erbat zwei Stunden Be-
denkzeit, die er dazu nutzte, Ratzenhofer mit 
dem Automobil holen zu lassen und sich mit die-
sem zu beraten. Um 23.30 Uhr referierten beide 
Offiziere dem Generalstabschef. Den Kern der 
Ausführungen der Offiziere des Eisenbahnbüros 
bildete der wiederholte Hinweis auf „eine Unzahl 
von Komplikationen“, die sich ergeben würden, 
wenn der laufende Aufmarsch gestoppt werden 
müsste. Conrad entschloss sich aufgrund dieses 
Referats, den B–Aufmarsch weiterlaufen zu las-
sen. Das III. Korps, die 1. und die 11. Kavallerie-
division hatten jedoch nach Norden zu gehen.28 
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Mjr. Ratzenhofer kehrte als einer der Ersten am 
Morgen des 1. August in die Zentraltransport-
leitung zurück. Dort wurde er als Leiter der R–
Gruppe/ZTL sofort mit der Forderung des Opera-
tionsbüros konfrontiert, die beiden aus Böhmen 
rollenden Korps (VIII. und IX.) und die beiden aus 
Südungarn rollenden Korps (IV. und VII.) nicht 
Richtung Balkan weiter laufen zu lassen, son-
dern gegen Russland zu drehen.

Damit sollten Truppen, die bereits voll mobilisiert 
waren, noch vor der A–Staffel ihre Aufmarschräu-
me in Galizien beziehen, um damit den späten 
R–Aufmarsch zu beschleunigen.29

Doch Ratzenhofer sprach sich sofort „mit aller 
Vehemenz“ dagegen aus. Er informierte in die-
sem Sinne auch sogleich Oberst Straub, als die-
ser im Büro eintraf. Ratzenhofers Kalkül zufolge 
sollte der Transport der A–Staffel nach Galizien 
am 20. August am linken Flügel, am 23. August 
am rechten Flügel abgelaufen sein. Würde der 
B–Aufmarsch fortgesetzt, wäre er am 11. August 
„so ziemlich“ beendet. Die 450 Züge des VIII., IX. 
und VII. Korps könnten sodann nach Ablaufen 
der A–Staffel mit 72 Zügen täglich innerhalb von 
sieben bis acht Tagen abrollen und damit ebenso 
zeitgerecht gegen R gelangen, als wenn sie im 
normalen B–Staffel des R–Aufmarsches laufen 
würden. 

Diese Absicht wurde zunächst Oberst Metzger im 
Operationsbüro mitgeteilt. Beim Referat bei Con-
rad erklärte Straub diesem ausdrücklich, dass 
das Aufhalten des B–Aufmarsches eine Kata-
strophe wäre, für die er unter keinen Umständen 
die Verantwortung übernehmen könne. Conrad 
erwiderte nach Mitteilung Straubs darauf, er wol-
le ja dies nur wissen. Wenn er es ihm sage, so 
sei er ja vollkommen davon überzeugt, dass es 
undurchführbar sei und es würde auch nicht ge-
macht.30 Der Generalstabschef folgte somit dem 
Ratschlag seiner Eisenbahnfachleute und ließ 
den großen Aufmarsch gegen den Balkan wei-
terrollen. Eine Maßnahme, die bis heute höchst 
umstritten ist.31

6. Der weitere Aufmarsch aus der Sicht des 
Eisenbahnbüros

Für den Aufmarsch gegen Russland war der 2. 
August als 1. R–Alarmtag und der 4. August als 
1. R–Mobilisierungstag festgelegt worden. Bis 
sechs Uhr früh des 4. August konnten Reisende 
und rollende Güter noch weiterlaufen, dann trat 
ein Stillstand auf allen Linien ein, von dem nur 
Lebendes, Militär, Leichtverderbliches, Regie und 
Wagendirigierungen ausgenommen waren. Jede 
Güteraufnahme und der Personenverkehr wurde 
eingestellt, der Wagenübergang ins Ausland ge-
sperrt. Der Stillstand wurde zur Wagenaufnahme 

genutzt. Die Summe der Wagen nach Katego-
rien wurde ohne Rücksicht auf Eigentumsmerk-
male bzw. Heimatbereiche gebildet und über 
die Kriegsfilialwagendirigierung der Zentralwa-
gendirigierung nach Wien gemeldet. Jede wei-
tere Wagenverwendung durfte nun nur mehr auf 
Weisung der Militäreisenbahnbehörden erfolgen. 
Damit war der gemeinsame Wagenpark, eine der 
Hauptgrundlagen für die einheitliche militärische 
Auswertung des Vollbahnnetzes gebildet.

Zur Bewältigung der Einrückungsbewegung wur-
den die Garnituren aller personenführenden Züge 
der Friedensfahrordnung auf das Maximum ver-
stärkt. Um Mitternacht vom 2. auf den dritten Mo-
bilisierungstag, also von 5. auf den 6. August, trat 
auf allen Linien, für die es Kriegsfahrordnungen 
gab, die Kriegsfahrordnung in Kraft. Von der Ver-
sorgung der Städte mit leicht verderblichen Wa-
ren, Post– und Einrückungszügen abgesehen 
liefen nur mehr Züge der Kriegsfahrordnung, die 
befehlsgemäß seitens der Militäreisenbahnbe-
hörden mit Transporten belegt waren. Zehntau-
sende von Bahnmitarbeitern wurden in andere 
Stationen verlegt etwa 1 000 Lokomotiven mit 
Reservematerial und doppelter Besetzung in 
Heizhäuser anderer, oft weit abgelegener Direkti-
onsbezirke dirigiert. Eine Verschiebung, die meh-
rere Tage in Anspruch nahm. Dadurch konnten 
die Aufmarschbahnen am dritten Mobilisierungs-
tag 30 %, am vierten 40 %, am fünften 50%, am 
sechsten Tag 70 % und ab den siebenten Mobili-
sierungstag den vollen Verkehr aufnehmen.32

Ab 6. August 1914 rollten die Aufmarschtrans-
porte. Bis Ende August beförderten rund 4 000 
Vollzüge33 zu je 50 Eisenbahnwagen mehr als 1 
200 000 Soldaten an die von Russland bedrohten 
Grenzen in Ostgalizien. Gleichzeitig rollten mehr 
als 2 060 Vollzüge gegen Serbien. Mit 31. August 
wurde die Kriegsfahrordnung wieder beendet.34

Emil Ratzenhofer, von dem ein umfangreicher 
schriftlicher Nachlass vorliegt, skizzierte die Auf-
marschbewegung der B–Staffel 1931 folgender-
maßen:

„In der Folge wurde zur raschesten Kräfteverei-
nigung gegen R und ohne starres Festhalten an 
dem vorbereiteten Elaborate wie folgt verfahren:

Die 1. Kavalleriedivision wurde im Laufe umge-
dreht und traf schon bis 6. August in Ostgalizien 
ein. Das III. Korps (6., 28., 22. Division), die 10., 
19., 26. Infanterie und die 11. Kavalleriedivision 
wurden aus dem B–Aufmarsch ausgeschieden, 
dem R–Aufmarsch eingegliedert, die 20. Divisi-
on an Stelle der 40. nach R dirigiert, die nach 
B gerollte 9. und 21. Division für R durch Land-
sturmbrigaden ersetzt usw. Diese 700 hunder-
tachsige Züge betreffende Umdisponierungen 
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wurden von den in Bildung begriffenen Militärei-
senbahnbehörden neben der Leitung der beiden 
parallel laufenden Aufmärsche bewältigt und von 
den Bahnen auch in die Tat umgesetzt.

Die Versammlung des 2. Armeekommandos samt 
Unmittelbaren, der 10. Kavalleriedivision , des IV. 
Korps (31., 32.), VII. Korps (17., 34., 23.) und IX. 
Korps (29.) wurde im Süden vollzogen. Sie sollten 
in der Zeit vom 12. bis 18. zur Unterstützung der 
Balkanstreitkräfte in Syrmien und im Banate de-
monstrativ verwendet werden, die Befehle des 
Armeeoberkommandos ließen aber keinen Zwei-
fel, dass sie nur nördlich der großen Flusslinien 
zur Verfügung stünden und ihr Abtransport nach 
Nord am 18. beginnen müsse. Schon am 9. wur-
de das Abrollen der erforderlichen Zugsmenge 
festgelegt. Ihr Eintreffen im Norden war bis 31. 
wie bei normalem R–Aufmarsch zu erwarten.

Er erfolgte auch programmgemäß beim 2. Ar-
meekommando, der 10. Kavalleriedivision bis 
25., der 20. und 23. Division bis 26. und 28., beim 
VII. Korps (17., 34.) bis 31., verzögerte sich aber 
beim IV. Korps (31., 32.) und der 29. Division. 
Erstere wurde in die Kämpfe südlich der Save 
hineingezogen und kam trotz Drängens des Ar-
meeoberkomandos erst am 30. zur Einladung. 
Seine Queue geriet in die wegen Räumung Lem-
bergs rückströmenden Wagenmassen und erfuhr 
Verzögerungen bis zu 36 Stunden, so dass sie 
erst am 9. IX. endete. So kam es, daß zwei Divi-
sionen um acht Tage später zu dem Ringen bei 
Lemberg kamen. Eine Division (29.) wurde durch 
die Ereignisse im Süden festgehalten. Auf diese 
Fakten reduzieren sich tatsächlich die Folgen 
des vielbesprochenen Transportes der 2. Armee 
nach Ostgalizien mit dem Zwischenaufenthalt im 
Süden.“35

Doch war die Empfehlung des Eisenbahnbüros, 
den Aufmarsch der B–Staffel Richtung Balkan 
auslaufen zu lassen, wirklich die einzige und 
gleichzeitig denkbar beste Lösung?

7. Schlussbetrachtung

Emil Ratzenhofer, der 1926 als General und 
Sektionschef des Bundesministeriums für Heer-
wesen in den Ruhestand versetzt wurde, zähl-
te bis 1945 zu den führenden österreichischen 
Militärpublizisten.36 Der ehemalige Oberst des 
Generalstabes Max Pitreich beschäftigte sich 
wiederum besonders eingehend mit dem Kriegs-
beginn 1914 und stieß dabei auf eine Reihe von 
Widersprüchen in Ratzenhofers Darstellungen 
der Transportentscheidung vom 31. Juli bzw. 1. 
August 1914.37 Zweifelsohne war Ratzenhofer 
damit für seinen ehemaligen Bürochef Oberst 
Straub und wohl auch für sich selbst eingetreten. 

Allerdings wurde dann damit eine Grenze über-
schritten, wenn dies auch für eine falsche Dar-
stellung historischer Tatsachen diente.

Wiederholt hatte Ratzenhofer betont, das Eisen-
bahnbüro habe alle Vorsorgen getroffen, die ihm 
befohlen worden seien. Für eine gleichzeitige 
Durchführung des Balkan– und des Russland-
aufmarsches sei kein Elaborat anbefohlen gewe-
sen. Dabei verwies er auch auf das Kriegsarchiv-
werk Ö.U.L.K. Bd. 1, S. 20. Dies war zwar korrekt 
zitiert, aber dieser Abschnitt stammte aus der 
Feder Ratzenhofers: Er hatte sich somit selbst 
zitiert!

Pitreich blieb jedoch nicht müßig, für seine Ar-
gumentation weitere Belege zu suchen. Er fand 
dabei unter den nachgelassenen Papieren des 
Eisenbahnbüros den Befehl Conrads vom 29. 
November 1913, Res.Glstb. Nr. 4601/I: „Die Auf-
marscharbeiten basieren auf der Annahme eines 
Kriegsfalles „R“ ohne vorangegangener teilweiser 
Mobilisierung. Da jedoch mit der Möglichkeit zu 
rechnen ist, dass der allgemeinen Mobilisierung 
und dem Aufmarsch gegen „R“ der Kriegsfall „B“ 
vorangehen könnte, so muss das Instradierungs-
elaborat derart verfasst sein, dass es beiden Fäl-
len Rechnung trägt. Unter diesem Gesichtspunkt 
wurde die … Staffelbildung festgesetzt, welche 
es ermöglichen soll, dass das Gros der zur Ver-
wendung gegen Serbien im Kriegsfall „B“ desi-
gnierten Kräfte (Staffel B) aus der Instradierung 
gegen „R“ ausgeschieden werden könne, ohne 
das ganze Aufmarschelaborat wesentlich zu stö-
ren. Auch die Armeeunmittelbaren sind in diesem 
Sinne in den Beilagen 1 – 1e in Staffel A und B 
gegliedert. Nur jener Teil, der gegen „B“ desi-
gnierten Formationen, der in einem Kriegsfall „R“ 
ohne vorausgegangenem Kriegsfall „B“ frühzeitig 
am nördlichen Kriegsschauplatz gebraucht wird, 
(2. AK, 1., 10., 5., 1. und Tetebrig. der 11. LKTr.
Div., Flugparks etc.) ist, wie dies die folgenden Di-
rektiven und Beilagen im Besonderen festsetzen, 
nicht in der Staffel B eingeteilt, sondern mit der 
Staffel A zu instradieren. Die Aufmarschkörper 
sind möglichst geschlossen auf die Aufmarschli-
nien zu verteilen ...“38

Oberst Straub bestätigte mit 2. Dezember 1913 
die Übernahme. Und der Leiter der „R“–Gruppe 
im Eisenbahnbüro Mjr. Ratzenhofer soll von all 
dem nichts gewusst haben?

Dieser Befehl trifft genau jenen Fall, der im Som-
mer 1914 eingetreten ist. Die damit geforderte 
eingehende Studie ist offensichtlich nicht ver-
fasst worden. Es bleibt auch ungeklärt, ob Con-
rad jemals auf Erledigung gedrängt hat. In seinen 
Erinnerungen verweist der k.u.k. Generalstabs-
chef jedenfalls wieder darauf.39 Es hat allerdings 
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den Anschein, dass Conrad unter dem Druck der 
Ereignisse Ende Juli 1914 die oben angeführten 
Direktiven nicht mehr vor Augen gehabt hat, sonst 
wäre Straub wohl nicht einen Tag länger Chef des 
Feldtransportwesens geblieben.40

Letztlich sollte Ratzenhofer bis zu seinem Tod 
anfangs 1964 gestützt auf eisenbahntechnische 
Grafiken, Kriegsfahrpläne und Instradierungsü-
bersichten erfolgreich darlegen, dass das Eisen-
bahnbüro nicht anders habe handeln können, als 
die Verantwortung für die Umlenkung der B–Staffel 
nach Galizien abzulehnen. Nichtfachleute konn-
ten aus dem Labyrinth vertikaler, horizontaler und 
diagonaler Linienführungen so gut wie gar nichts 
herauslesen. Es blieb bloß die Meinung, dass die 
voll berechtigte Forderung des Chefs des General-
stabes bei entsprechender Vorbereitung und gutem 
Willen erfüllbar gewesen wäre.41

Als zu Mittag des 31. Juli 1914 die Allgemeine Mo-
bilisierung angeordnet wurde, zählte es im Sinne 
klassischer Stabsarbeit zu den Aufgaben des Ei-
senbahnbüros, die momentane Lage festzustellen 
sowie jene in 12 oder 24 Stunden, um dem Chef 
des Generalstabes ohne Zeitverlust ein aktuelles 
Lagebild präsentieren zu können. Offensichtlich 
beschäftigte sich am Nachmittag des 31. Juli je-
doch kein Eisenbahnstabsoffizier mit dieser Frage. 
Weder der Chef des Eisenbahnbüros, noch der 
zuständige Generalstabsoffizier konnten dies in 
den Abendstunden Conrad melden. Sie brauchten 
Stunden zur Lagefeststellung.

Der ehemalige Oberst des Generalstabes der Un-
garischen Armee Kàlmàn Kéri, während des Zwei-
ten Weltkrieges Chef der Zentraltransportleitung 
und bevollmächtigter Leiter des gesamten Verkehrs 
Ungarns, beschäftigte sich Jahrzehnte nach dem 
Krieg eingehend mit den Aufmarschelaboraten des 
öst.–ung. Eisenbahnbüros. Nach Ansicht dieses Ei-
senbahnfachmanns hatte Oberst Straub sein Büro 
nicht auf alle Möglichkeiten vorbereitet, um dem 
Generalstabschef den augenblicklichen Stand der 
Verkehrslage, der Instradierung und der im Trans-
port stehenden Truppen in einer Weise darlegen zu 
können, die für einen Entschluss unentbehrlich ist. 
Entgegen dem Befehl Conrads vom 29. November 
1913 waren keinerlei Vorbereitungen dafür getrof-
fen worden, um ab dem 3. B–MobTag die B–Staffel 
nach Norden dirigieren zu können. Es war nur der 
völlig starre und einzige Fall vorbereitet, die B–Staf-
fel dem vollendeten Aufmarsch der A–Staffel folgen 
zu lassen. 

Zweifellos hätte es großer Arbeit bedurft, für alle 
zwölf Stunden der ersten vier bis fünf Transporttage 
die Transportlage der im Frieden ausgearbeiteten 
Bewegungen an Hand einer Skizze zu fixieren. Die-
se Skizze war mit den eingetretenen Änderungen zu 

ergänzen und hatte die Angaben sich ergebender 
Schwierigkeiten bei einer Umleitung ebenso zu 
enthalten wie die erforderlichen Personal– und 
Lokomotivverschiebungen. Straub hätte damit 
am Abend des 31. Juli keine Bedenkzeit erbeten 
müssen und hätte prompt und wahrheitsgetreu 
Conrad die Transportlage darlegen können. 

So aber wurde Conrad von den beiden Eisen-
bahnoffizieren gemeldet, die korpsunmittelbaren 
Truppen des VIII und IX Korps und die Teten der 
9. und der 29. ITD seien im Laufen. Tatsächlich 
liefen nach den Berechnungen Kéris von diesen 
beiden Korps 22 hundertachsige Transporte, aber 
180 standen noch! Dieses Bild wurde Conrad je-
doch nicht präsentiert. Dem Generalstabschef 
wurde erklärt, eine Uminstradierung sei eisen-
bahntechnisch undurchführbar. Kéri wies nach, 
dass die Behauptung Straubs sowohl am 31. Juli 
wie auch am 1. August „auf oberflächlichen und 
nicht vertretbaren Informationen ruhten“. Die an-
geführten 22 Transporte, von denen nur vier (!) 
Wien verlassen hatten42, hätten im Laufe des 1. 
und 2. August problemlos Prerau/Mähren errei-
chen können.

Kéris Alternativvariante sah vor, die Kampftrup-
pen der A–Staffel wie friedensmäßig geplant zu 
transportieren. Der Aufmarsch zweitrangiger 
Landsturm– und Marschbrigaden sowie von Ar-
beiterformationen waren jedoch einige Tage spä-
ter anzusetzen. Stattdessen sollten auf den da-
durch freigemachten und auf den Reservetrassen 
sofort die Verbände des VIII. und des IX. Korps 
nach Norden geschickt werden. Nach Ansicht 
Kéris hätte deshalb spätestens am Nachmittag 
des 31. Juli die enge Zusammenarbeit zwischen 
dem Eisenbahnbüro und den führenden Eisen-
bahnfachleuten gesucht werden müssen.

Der ehemalige Eisenbahngeneralstaboffizier 
kritisierte auch den späten Zeitpunkt der Mobili-
sierung und des Überganges auf den Kriegsfahr-
plan. Seiner Ansicht nach hatte die Teilmobilisie-
rung gegen Serbien bereits gezeigt, dass es auch 
schneller ging. Erster Mobilisierungstag statt am 
4. bereits am 2. August und der Übergang vom 
Friedens– auf den Kriegsfahrplan schon nach 
72 Stunden, daher am 4. und nicht erst am 6. 
August. Ebenso hielt er den Sicherheitsfaktor für 
weit überspannt. Es wäre völlig unverständlich, 
dass auf der besten Linie der Monarchie, der 
Nordbahn, die im Frieden täglich von 72 Zügen 
frequentiert wurde, am 6. August dreizehn, am 7. 
noch immer nur siebzehn und erst am 10. das 
vorgeschriebene Maximum von 41 rollte.43 Sei-
ner Meinung nach erfolgte das Ansteigen der Lei-
stungsfähigkeit auf den schweren Karpatenlinien 
ebenfalls viel zu schleppend. Die Offiziere des 
Eisenbahnbüros konnten sich auch nur Züge mit 
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50 oder 100 Achsen vorstellen. Also wurden Mu-
nitionskolonnen, die 150 Achsen benötigten, auf 
der Strecke Wien Krakau, die für 150–achsige 
Züge gebaut war, mit einem 100–achsigen und 
einem 50–achsigen Zug transportiert.

Die Aufmarschinstradierung beruhte auf den Er-
fahrungen des Krieges von 1866 und auf den 
theoretischen Erkenntnissen, die man aus dem 
deutsch–französischen Krieg von 1870 gewon-
nen hatte. Offensichtlich gab es kein vertrau-
ensvolles Verhältnis zwischen den führenden 
Soldaten und den Eisenbahnern. Sonst wäre es 
gelungen, die nach der Jahrhundertwende ge-
steigerte praktische Leistungsfähigkeit der Bahn 
voll zu nutzen. Mangelte es schon an der Zusam-
menarbeit der Generalstabsoffiziere und den Ei-
senbahnfachleuten, so verhandelten die Trans-
portchefs Deutschlands und Österreich–Ungarns 
vor dem Krieg überhaupt nie. Der Transport ita-
lienischer Kräfte über Tirol nach Deutschland 
war zwar auf Minuten genau geregelt, über Aus-
hilfsmöglichkeiten wurde jedoch nicht gespro-
chen. So musste die Masse des Innsbrucker 
XIV. Korps die schwere Strecke Wörgl–Salzburg 
benützen, während die weit vorteilhaftere Linie 
Wörgl–Rosenheim–Salzburg mit keinen deut-
schen Aufmarschtransporten belastet und damit 
völlig frei war.

Bei der Suche nach Aushilfen, um die Umlei-
tungsmöglichkeiten der B–Staffel zu beurteilen, 
erstreckte sich Kéris Studie auch auf die be-
nachbarten reichsdeutschen Bahnen in Schle-
sien. Dabei stieß er auf die Linien Prag – Tet-
schen – Dresden – Görlitz – Liegnitz – Breslau 
– Oppeln – Mislowitz – Trzebina – Krakau  und 
Görlitz – Hirschberg – Glatz – Mislowitz –Oswie-
czim – Trzebine – Krakau. Auf diesen Linien hät-
ten öst.–ung. Transporte nicht gestört, da der 
deutsche Aufmarsch in die Gegenrichtung ging. 
Der Aufmarsch der A–Staffel wäre davon eben-
falls nicht berührt worden, weil die Linie Oswie-
czim–Skawina–Krakau nicht benützt werden 
musste. Die mögliche Transportleistung gab der 
ungarische Oberst mit insgesamt etwa 20 bis 30 
100–achsige Züge täglich an.44

Von den sieben Aufmarschlinien Richtung Ga-
lizien zog Kéri für den Aufmarsch der B–Staffel 
nur drei ins Kalkül:

I. Wien–Prerau–Oswieczim, Krakau–Przemysl

II. Pressburg–Sillein–Zsolna–Teschen–Kra-
kau–Przemysl mit der Zweiglinie Csacza–Neu-
sandec–Tarnow–Przemysl

III. Miskolc–Kassa–Neusandec–Jaslo–Rzeszow mit 
der Zweiglinie Jaslo–Chyrow–Lemberg

Die Linien IV bis VII kamen als schwere Gebirgsstre-
cken für eine längere Aushilfe nicht in Betracht. Als 
Ergebnis seines durchaus vorsichtigen Kalküls be-
rechnete Kéri, das vom 1. bis 23. August insgesamt 
zusätzlich 464 bis 498 100–achsige Zugtrassen zur 
Verfügung standen. Dies bedeutet, dass neben dem 
Aufmarsch der A–Staffel der parallele Transport der 
B–Staffel durchführbar gewesen wäre.45

Straub und Ratzenhofer hatten den Befehl Conrads 
vom 29. November 1913 nicht zum Anlass genom-
men, den Aufmarschplan gegen Russland neu zu 
durchdenken. Es sind auch Zweifel angebracht, ob 
sie den operativen Leitgedanken, den Conrad in 
seiner Studie vom 9. März 1914 niedergelegt hat, 
tatsächlich in seiner Tiefe erfasst haben: Den Haupt-
stoß nach Norden schwergewichtsmäßig mit wenig-
stens 26 Divisionen durchzuführen. 

Die Fortsetzung des Transportes der B–Staffel auf 
den Balkan hatte, wie Ratzenhofer schönfärberisch 
feststellte, nicht bloß die Folge, dass zwei Divisi-
onen um acht Tage zu spät kamen und eine weitere 
im Süden festgehalten wurde.46 

Kéri stellte dies ungleich klarer und deutlicher dar: 
„Eine Division kam erst Mitte Januar 1915, zwei Di-
visionen erst im Februar 1915, nach verlustreichen 
Schlachten, zum Teil nach zermürbenden Rückzü-
gen auf dem nördlichen Kriegsschauplatz an. Und 
die zwei Divisionen des IV. Korps begannen ihre 
Einwaggonierung im Süden verzögert durch die 
Kämpfe in Sabac erst am 30. und 31. August. Der 
letzte Truppentransport, das Infanterieregiment 44, 
traf erst am 9. September ein. Nicht siegesbewusst, 
(sondern) ermüdet und nach schweren Verlusten 
wurden die 31. und 32. Division – die einen sehr gu-
ten Ruf genossen – nach Norden transportiert, um 
ratenweise in neue, teilweise unvorbereitete Gegen-
angriffe eingesetzt zu werden. Das VII. Korps der 
B–Staffel traf bis 31. August ein, ohne irgendeine 
Ablenkungsaktion im Süden vollbracht zu haben.“47

Der Transportentschluss vom 31. Juli bzw. vom 1. 
August 1914 wirkte sich in der Folge fatal aus. Die 
B–Staffel sollte letztlich unvollständig und zu spät 
eintreffen, um die großen Gebietsverluste, insbe-
sondere aber die unersetzlichen Verluste an Sol-
daten und Gerät in Grenzen zu halten. Conrads 
Nordstoß wurde mit 21 statt mit zumindest 26 Divi-
sionen geführt und zerflatterte. Große Teile der ös-
terreichisch–ungarischen Truppen büßten innerhalb 
weniger Wochen ihre operative Feldverwendungs-
fähigkeit ein. Die k.u.k. Armee sollte sich von diesen 
Verlusten nie mehr vollständig erholen.
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1. Vorbemerkung:

Auf Einladung der OeVG haben sich mehrere 
Wissenschaftler aus unterschiedlichen Fachge-
bieten (z.B: Transportwirtschaft, Seilbahntech-
nik usw.) in einer Arbeitsgruppe in der Zeit von 
September 2015 bis März 2016 mit der Anwen-
dung von Seilbahnen als urbanes Verkehrsmittel 
befasst. Der Anlass war  das vermehrte Entste-
hen von urbanen Anlagen in Lateinamerika und 
zunehmend auftretende Projektideen in Europa. 
Dieser Artikel liefert eine Zusasmmenfassung der 
Ergebnisse dieser Arbeitsgruppe.

Urbane Seilbahnen sollen den Paradigmenwech-
sel  weg vom motorisierten Individualverkehr un-
terstützen, v.a. wenn geeignete Alternativen und 
eine entsprechende Trassierung vorhanden sind, 
sollten diese auch angenommen werden. Die 
Vorteile einer urbanen Seilbahn zur grundsätz-
lichen Verbesserung des ÖPNV-Systems (inkl. 
P&R) sind deutlich feststellbar. Bei der Beurtei-
lung urbaner Seilbahnen muss auch ein fairer 
Kostenvergleich der Systeme mitsamt deren 
ökologischen Auswirkungen Platz haben. Dazu 
müssen Kriterien für die Messung der Vorteilhaf-
tigkeit einer urbanen Seilbahn geschaffen und 
außer Streit gestellt werden. Die Zielerfüllung 
dieser Kriterien soll dann projektbezogen bewer-
tet werden. 

Einsatzgebiete urbaner Seilbahnen

Entscheidend für den Einsatz ist die Erschlie-
ßungsfunktion. Beim Thema Verkehrserschlie-
ßung eines Standortes/Raumes stehen unter-
schiedliche Interessen einander – oft diametral 
– gegenüber: 

•	 Volkswirtschaftliches Interesse

•	 öffentliches Interesse

•	 Interesse der Betreiber

•	 Interessen Privater

•	 Interesse von betroffenen Parteien.

Alle Verkehrsträger sowie auch die urbane Seil-
bahn haben ihre spezifischen Vorteile für be-
stimmte Netzanwendungen. Urbane Seilbahnen 
ermöglichen die Erschließung neuer topografisch 
schwieriger Standorte (Überwindung von Hin-
dernissen, Höhen etc.) Urbane Seilbahnen las-
sen sich sehr gut mit P&R-Anlagen kombinieren 
und  können auch zur Schließung von Lücken im 
ÖV-Netz oder als Zubringer verwendet werden. 

Beispiel für die Zubringerfunktion ist der People 
Mover in Venedig, der die Vaporetto-Station mit 
dem P&R-Platz verbindet. Die Verknüpfung von 
P&R- Anlagen  mit einer urbanen Seilbahn passt 
sehr gutzusammen. Werden urbane Seilbahnen 
zur Aufstockung der Kapazität im ÖV-Netz ver-
wendet, so kann dadurch ein Qualitätssprung er-
reicht werden. Neben den dargestellten direkten 
Verbesserungen (Netzerweiterung, Netzteil-Er-
satz, Netzergänzung, intermodale Verknüpfung) 
müssen die Verbesserungen im ÖV-System und 
die Alltagstauglichkeit  nachweisbar sein und den 
Kunden (Alt- und Neukunden) vermittelt werden. 

Da die meisten europäischen Städte ein funkti-
onierendes ÖV-System haben, ist eine Grund-
bedingung die Integration urbaner Seilbahnen 
(samt Tarifintegration) in dieses ÖV-System. Da-
bei ist auf die Verknüpfungspunkte besonderes 
Augenmerk zu richten. Die nachträgliche Ein-
bindung bzw. Errichtung einer Seilbahn oder der 
Ersatz bestehender Busse oder Straßenbahnen 
ist schwieriger als die Einbindung in ein neues 
Stadtentwicklungsgebiet oder eine Netzerweite-
rung  durch eine neue Infrastruktur.. Zumindest 
in der Schweiz und in Südtirol sind Seilbahnen 
Bestandteil des ÖV-Netzes und in die Verbünde 
und in ein einheitliches Ticketing eingebunden. In 
Deutschland gilt das ebenfalls für diverse Son-
derformen (Wuppertaler Schwebebahn etc.) Die 
Organisationsstruktur des ÖPNV in der jeweiligen 
Kommune spielt bei der Wahl des Verkehrssy-
stems eine wesentliche Rolle. Da ÖPNV-Systeme  
meistens mit vorgegebenen Verkehrsträgern und 
beschränkten Ressourcen konfrontiert sind, ha-
ben die Betreiber Interesse an der Minimierung 
der Anzahl der eingesetzten Verkehrssysteme.  
Ist der ÖPNV – wie zumeist in Europa – monopoli-
stisch organisiert, sind neue Systeme wie urbane 
Seilbahnen schwer durchzusetzen. Ist der kom-
munale ÖPNV im Wettbewerb verschiedener Be-
treiber, Netzvarianten  und Systeme organisiert, 
können innovative und betriebswirtschaftlich vor-
teilhafte Systeme wie urbane Seilbahnen leichter 
zum Zug kommen. Es gibt aber auch Beispiele 
für rein touristische Nutzungen wie die Hunger-
burg-Bahn in Innsbruck, die parallel zu einem ins 
ÖV-Netz integrierten Busverkehr als touristische 
Bahn außerhalb des Tarifverbundes verkehrt.

2. Betrieb urbaner Seilbahnen

Aus Sicht der Betreiber bestimmen technische 
und betriebswirtschaftliche Faktoren die System-
wahl im ÖPNV, d.h. die Leistungsfähigkeit eines 
Verkehrsmittels und die Bau- sowie die Betriebs-
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kosten.  Die Entscheidungskriterien eines Betrei-
bers sind:

•	 Siedlungsstruktur

•	 Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit

•	 Flexibilität

•	 Sicherheit

•	 Investitionskosten

•	 Betriebskosten

•	 Genehmigungsverfahren

•	 Energieverbrauch und CO2 – Emissionen.

a) Zuverlässigkeit und Verfügbarkeit

Seilbahnen sind aus Betreibersicht technisch aus-
gereifte und bewährte Systeme mit hoher Verfüg-
barkeit. Die wesentlichsten Eigenschaften sind 
ein eigener unabhängiger Fahrweg (damit sind 
sie einer U-Bahn vergleichbar), relativ niedrige 
Investitionskosten und eine hohe Zuverlässigkeit. 
Urbane Seilbahnen sind nicht störungsanfällig 
und haben daher sehr geringe Stillstandszeiten. 
Wartungen können in  kurzen Wartungsfenstern in 
den Nachtstunden für die täglich/monatlich/jähr-
lich vorgeschriebenen Untersuchungen, Über-
prüfungen und Wartungen durchgeführt werden. 
Für das alle 6 Jahre notwendige Versetzen des 
Tragseils sind längere Betriebsunterbrechungen 
notwendig. Auch bei Sturm mit Windstärken über 
100 km/h (bei 3S-Bahn) bzw. 60 km/h (bei Ein-
seilumlaufbahnen) sind Abschaltungen notwen-
dig. Die Abschaltungen erfolgen immer mit einem 
ausreichenden Sicherheitspolster, sodass weder 
Wind noch Wetter (Gewitter) ein Sicherheitskri-
terium darstellen, sondern nur die Verfügbarkeit 
beeinflussen können. Für Betriebsstörungen und 
Betriebsunterbrechungen sind – wie im übrigen 
öV auch – flexible Ersatzverkehre (Bus) zu or-
ganisieren. Dennoch gibt es in dieser Leistungs-
klasse kein zuverlässigeres Verkehrsmittel.

b) Leistungsfähigkeit

Seilbahnen besitzen eine hohe Leistungsfähig-
keit wegen des kontinuierlichen Betriebes. Im 
Vergleich zu schienengebundenen Verkehrsmit-
teln ist die Leistungsfähigkeit allerdings geringer. 
Bei der Systemleistungsfähigkeit ist zwischen 
technischer und maximaler Leistungsfähigkeit zu 
unterscheiden, wobei die Grenze für das Wohl-
befinden der Fahrgäste wohl darunter liegt. Für 
das Kriterium Leistungsfähigkeit ist der zu er-
schließende Standort/Raum entscheidend, ob es 
sich um Randgebiete oder die Kernzone eines 
Siedlungsgebietes handelt, oder ob es um den 
Ersatz oder die Aufwertung einer bestehenden 
Verkehrsachse geht.

c) Flexibilität

Die Flexibilität von kuppelbaren Systemen wird 
als mittel eingestuft, Kabinen können in Schwach-
lastzeiten einfach garagiert und wieder zugeführt 
werden. Wegen der Spurgebundenheit (gerade 
Linienführung zwischen den Stationen) ist die 
Flexibilität urbaner Seilbahnen begrenzt. Fix ge-
kuppelte Bahnen haben daher eine niedrige Fle-
xibilität.

d) Sicherheit

Seilbahnen sind ein sehr sicheres Verkehrsmit-
tel, sie haben im Verkehrsträgervergleich einen 
Spitzenplatz: PKW 2,93; Bus 0,17; Kabinenbahn 
0,04 Tote pro Mrd. Personenkm.

Die Stationen können unbemannt betrieben wer-
den, was eine Überwachung mit Videokameras 
erforderlich macht.  Zu prüfen ist, ob „soziale 
Augen“ in den Zeiten hoher Besetzung genügen 
und ob zur Erhöhung des Sicherheitsgefühls 
in  Tagesrandzeiten die Videokameras dafür 
ausreichend sind. Dennoch ist Sicherheit ein 
emotionales Thema (Kaprun und immer wieder 
Probleme im Winterbetrieb in der Öffentlichkeit 
(Sessellifte). Aufklärungsarbeit muss gegenüber 
Ängsten geleistet werden – bei Einseil-Umlauf-
bahnen und 3S-Bahnen wird zur Bergung immer 
in die Station gefahren. 

e) Kosten

Seilbahnen sind einfach und kostengünstig zu 
errichten und im Betrieb mit anderen spurgebun-
denen Verkehrsträgern vergleichbar. Allerdings  
sind die Kosten von Zwischenstationen im Ver-
gleich zu Bus oder Straßenbahn mit etwa 10 Mio. 
EUR (3S-Bahn) sehr hoch.

f) Genehmigungsverfahren

Die Errichtung einer Seilbahn ist rasch und ein-
fach umsetzbar, die Genehmigungsverfahren 
eingespielt und erprobt. Bei Enteignungen im öf-
fentlichen Interesse unterliegen Seilbahnen dem 
Eisenbahngesetz und es gelten auch dessen Ge-
nehmigungsvoraussetzungen. 

3. Stationen

Stationen von Seilbahnen sind Kostentreiber, 
während der Fahrweg niedrige Kosten aufweist. 
Die Haltestellenabstände urbaner Seilbahnen 
können zwischen 300 und 800 m variieren, wo-
bei ein Einzugsbereich für Fußgänger von etwa 
500m Radius angenommen wird, was allerdings 
von Art und Attraktivität des öffentlichen Raums 
abhängig ist. Die Stationen machen sich relativ 
groß im Stadtbild bemerkbar, sind aber architek-
tonisch/künstlerisch gestaltbar und können mit 
können mit Zusatzfunktionen ausgestattet wer-
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den (P&R, Einkaufszentrum, Kulturzentrum….) 
Bei Neubauten können die Stationen in das Ge-
bäude integriert werden, was beim Altbestand 
schwieriger ist (Statik, Erschütterungen…). Sta-
tionen sollten als intermodale Knoten fungieren, 
jedenfalls sind Busabstellplätze und -haltestellen 
bei den Stationen vorzusehen, Sharing-Modelle 
(Car-Sharing, Citybike…) können bei den Stati-
onen konzentriert werden und E-Mobilität ist  zu 
berücksichtigen (Pedelec, E-Autos). Anderer-
seits sind  die Stationen Verkehrserreger, wenn 
sie sinnvollerweise an verkehrsreichen Stellen 
errichtet werden (z.B.: P&R-Platz).

Bei der Funktion einer urbanen Seilbahn als Zu-
bringer sind die morgendlichen und abendlichen 
Stoßzeiten zu beachten, d.h. die Seilbahn als kon-
tinuierliches Verkehrsmittel wird mit einem im Takt 
verkehrenden diskontinuierlichen Bus oder einer 
Straßenbahn verbunden. Bei der stoßweisen 
Entleerung der Straßenbahn (des Busses) kann 
es zu einem Stau und geringfügigen Wartezeiten 
bei der Seilbahn kommen, umgekehrt kann es zu 
längeren Wartezeiten beim Umstieg von der Seil-
bahn auf die Straßenbahn (den Bus) kommen. 
Auf emotionaler Ebene ist bei Seilbahnen der 
touristische Winterbetrieb im Gedächtnis veran-
kert, d.h. Warteschlangen. Bei der Verknüpfung 
mit   P&R Anlagen o.ä.   kommt der Vorteil des 
kontinuierlichen Systems voll zum Tragen. Die  
Passagierströme müssen daher entsprechend 
geleitet und gelenkt werden, wobei auch die 
Höhendifferenzen beim Umsteigen zu beachten 
sind. Die Stationen als Umsteigeknoten müssen 
jedenfalls die technischen, organisatorischen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen erfüllen. 
Auch in urbanen Verkehrssystemen minimiert der 
Fahrgast wegen der möglichen Wartezeiten die 
Zahl der Umstiege. Diese eher psychologischen 
Hemmnisse sind zu beachten (Infosysteme etc.). 
Als Beispiel dafür kann die Wuppertaler Situation 
herangezogen werden: der Bruch des Verkehrs – 
die Überleitung auf den Bus – ist problematisch, 
Umsteigen ist äußerst unbeliebt, d.h. Lösungen, 
die Umstiege generieren, sind problematisch. 

4. Technische Grenzen urbaner Seilbahnen:

Urbane Seilbahnen haben  weniger eine Er-
schließungsfunktion in der Fläche, sondern eher 
eine Verbindungsfunktion, da sie entweder eine 
Punkt-Punkt-Verbindung herstellen oder mehre-
re Orte entlang einer Linie verbinden. Sie tragen 
daher wenig zur Flächenerschließung und zur 
Feinverteilung bei (im Gegensatz zum Bus). Zu-
mindest eine Station muss dabei immer in das 
ÖV-Netz integrierbar sein. Die Grenzen der Tras-
sierung liegen bei vergleichbarer Fahrwegbreite 
im Unterschied zu Bussen und Straßenbahnen 
darin, dass die maximale Längsneigung bei ur-
banen Seilbahnen in Abhängigkeit von der Ka-

binengröße ein Vielfaches der erdgebundenen 
Verkehrsmittel sein kann, dass aber die Verbin-
dung von Punkt zu Punkt immer nur als Gerade 
ohne Richtungsänderung technisch möglich ist. 
Richtungsänderungen sind bei Pendelbahnen 
überhaupt nicht und bei kuppelbaren Systemen 
nur in Stationen möglich.

Eine moderne 3S-Bahn hat eine maximale Ka-
pazität von 5000 Personen pro Stunde bei einer 
maximalen Streckenlänge von 5 km und einer  
Reisegeschwindigkeit maximal 7,5m/sec.  Die re-
ale Reisegeschwindigkeit – nicht die erreichbare 
Höchstgeschwindigkeit -  urbaner Seilbahnen 
liegt im Bereich von Bussen und Straßenbahnen, 
allerdings ist die Reisezeit im Vergleich zu einem 
alternativem Verkehrsmittel (z.B.: Bus auf den 
Berg) wegen der direkten Verbindung meist we-
sentlich kürzer.

Bei der Trassierung müssen die Mindestabstän-
de zu Gebäuden(Lichtraumprofile) und zu elek-
trischen Installationen (EMV, elektromagnetische 
Störfelder) eingehalten werden. 

Bei Gewittern muss der Betrieb eingestellt wer-
den, ebenso bei Windgeschwindigkeiten von 100 
km/h (für 3S-Bahn) bzw. 60 km/h (für Einseil-
Umlaufbahn), wobei das Fahrerlebnis (v.a. bei 
kleinen Kabinen) schon bei niedrigeren Windge-
schwindigkeiten Ängste erzeugen kann. Die In-
formationsübertragung zwischen Stationen kann 
nur im Tragseil erfolgen. Klimatisierung (Heizung 
und Kühlung) in den Fahrbetriebsmitteln ist nicht 
wie im Auto möglich, sondern stark abhängig vom 
Luftdurchsatz und der Stromspeicherung, daher 
erfolgt in der Regel nur eine Temperaturabsen-
kung bzw. –anhebung.

5. Kosten

Bei der Beurteilung urbaner Seilbahnen muss  
ein fairer Kostenvergleich der Systeme mitsamt 
deren ökologischen Auswirkungen Platz haben. 
Seilbahnen haben generell niedrige Errichtungs-
kosten des Fahrwegs und niedrige Betriebs- und 
Erhaltungskosten. Beim wirtschaftlichen Ver-
gleich der unterschiedlichen Verkehrsmittel kön-
nen  verschiedene Kriterien für die Beförderungs-
kapazität  verwendet werden:

•	 Geringstmöglich ökonomisch tragfähige Kapa-
zitätsauslastung pro Verkehrsmittel 

•	 Durchschnittliche Kapazitätsauslastung

•	 Maximale Kapazitätsauslastung.

Als Beispiel für die wirtschaftlichen Vergleiche 
diente ein Szenario  mit einer fiktiven urbanen 
Seilbahn in Linz, die von einer P&R-Anlage an 
der Peripherie in die Innenstadt führt. Für die wirt-
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schaftlichen Vergleiche dieses Szenarios wurden 
Bus, Straßenbahn, U-Bahn und Seilbahn heran-
gezogen, wobei die durchschnittliche Auslastung 
unter den Linzer Verhältnissen angenommen 
wurde.  Die Beförderungskapazität wird gemäß 
den Linzer Verhältnissen pro Richtung auf 10.000 
– 20.000 Personen/Tag (Sonntag/Feiertag 70%) 
in der Zeit von 5 -24 Uhr begrenzt.  Der Zeitraum 
der wirtschaftlichen Betrachtung beträgt 30 Jah-
re, wobei bei der       U-Bahn noch ein Restwert 
anzusetzen ist. Für dieses behandelte Szenario 
betragen die Investitionskosten für eine urbane 
Seilbahn (Stationen, Seilbahntechnik) insgesamt 
knapp 124 Mio. EUR, bei jährlichen Abschrei-
bungen von ca. 7,1 Mio. EUR. Bei automatisier-
tem Betrieb fallen ca. 1,52 Mio. EUR/Jahr, bei 
konventionellem Betrieb ca. 2,4 Mio. EUR/Jahr 
an, sodass die jährlichen Gesamtkosten (inkl. Ab-
schreibung und Finanzierung) für diese urbane 
Seilbahn zwischen 12,3 Mio. EUR und 13,2 Mio. 
EUR liegen. Im mitteleuropäischen ÖV gilt als 
Faustregel, dass eine Straßenbahnlinie ab etwa 
4.000 Fahrgästen pro Werktag wirtschaftlicher 
als eine Buslinie ist. Bei circa 30.000 bis 40.000 
Fahrgästen je Tag ist jene Grenze erreicht, bei 
der ein U-Bahnbetrieb betriebswirtschaftlich 
sinnvoller ist. Beim Vergleich der verschiedenen 
Verkehrsmittel am Linzer Beispiel zeigt sich, 
dass der Bus grundsätzlich das günstigste   ist, 
allerdings bei einer Beförderungskapazität von 
mehr als 1000 Personen/h an die Grenzen der 
Realisierbarkeit stößt. Beim Vergleich urbane 
Seilbahn (3 S-Bahn) – Straßenbahn zeigen sich 
unter gleichen Verhältnissen ab einer Beförde-
rungskapazität von 2000 Personen/h annähernd 
gleiche Gesamtkosten, die bei automatisiertem 
Betrieb der Seilbahn sogar etwas günstiger liegen 
können. Bei einer Beförderungs-kapazität von 
5000 Personen/h und einer Transportentfernung 
von mehr als 5 km endet jedoch die technische 
Realisierbarkeit bei der zum Vergleich herange-
zogenen 3S-Bahn, während die Beförderungska-
pazität und die Streckenlänge der Straßenbahn 
grundsätzlich noch wesentlich darüber hinaus 
gehen kann. Hinsichtlich der Finanzierung zeigt 
sich bei allen Vergleichen, dass ein Anteil öffent-
licher Finanzierungsbeiträge zu den Betriebsko-
sten des ÖV erforderlich ist. Dieser Anteil liegt im 
Bereich zwischen 25 und 75%. Ausschließlich 
nutzerfinanzierte ÖV-Systeme gibt es in Mitteleu-
ropa nicht.

6. Systemvorteile urbaner Seilbahnen

Eine urbane Seilbahn ist absolut barrierefrei, Roll-
stühle, Fahrräder, Kinderwagen sind problemlos 
zu befördern. Bei den Umweltauswirkungen geht 
es um kollektive  Beeinträchtigungen, die gegen-
über dem öffentlichen Interesse abzuwägen sind. 
Gerade die Ökologie ist ein massiver Systemvor-

teil urbaner Seilbahnen. Seilbahnen haben einen 
niedrigen Energieverbrauch und sind lärmarm, 
solange die Wartung ordnungsgemäß erfolgt. 
Lärmemissionen der urbanen Seilbahn gehen 
nur von den Stützen (Geräusch der Rollen) und 
den Antrieben aus, während eine Straßenbahn 
oder ein Bus entlang der gesamten Straße Lärm 
entwickelt.  Neue Antriebe (z.B.: Direktantrieb) 
haben deutlich weniger Lärmemissionen. Bei 
den Schadstoffemissionen sind Seilbahnen na-
hezu emissionsfrei, höchstens auf Schmiermittel 
ist zu achten. Die Seile könnten nachtaktive Vö-
gel beim Flug stören,  daher sind die Flughöhe 
und die Flugwege zu beachten. 60% der Zugvö-
gel ziehen in der Nacht, zu prüfen ist daher wel-
che Arten es betrifft und wann und wo. Durch den 
Betrieb der Seilbahn könnte auch ein Jagdgebiet 
unattraktiv werden, weil sich die Tiere gestört 
fühlen und abwandern.

Die Umweltwirkungen bzw. die Wirkungsbezie-
hungsmatrix sollte immer mit den Konkurrenz-
Verkehrsmitteln Straßenbahn und Bus betrachtet 
werden. Seilbahnen haben sicher weniger Wir-
kungsbeziehungen als eine Straße, der Platzbe-
darf und die Trennwirkung sind im Vergleich zu 
anderen Verkehrsmitteln relativ gering. Dennoch 
wird eine gewisse Fläche  durch die urbane Seil-
bahn beansprucht, was insbesondere im städ-
tischen Gebiet nachteilig ist. Es kommt zu  Über-
fahrten über Grundstücke (z.B.: Kleingärten), das  
„Von-oben-Reinschauen“ in die Grundstücke wird 
als sehr störend empfunden – damit geht auch 
eine Entwertung der Grundstücke einher. Zusätz-
lich kann es zu Störungen durch die Gondelbe-
wegung kommen, beispielsweise durch Schlag-
schattenbildung analog zu Flugzeugen.

Urbane  Seilbahnen werden selten in Konkurrenz 
zur Errichtung einer Straße treten, der Land-
schaftsschutz ist dennoch ein wichtiges Thema, 
insbesondere die Stützenhöhe, die visuelle Wir-
kung der Stützen auf das Wohnumfeld und sied-
lungsnahe Flächen und der Flächenbedarf für die 
erforderliche Gründung der Stützen. Das Design 
der Stützen ist  daher wichtig. Da die Seilbahn 
unabhängig vom Verkehr am Boden fährt, ist der 
Raum unterhalb der Seilbahn (öffentlich) nutz-
bar.

Bei Beurteilung der Systemvorteile müssen 
auch psychologische, soziale und politische 
Aspekte beachtet werden. Die physischen und 
psychischen Einstiegshürden sollten möglichst 
gering sein. Spielt das Thema Höhenangst eine 
Rolle? In welchen Fällen sieht der Kunde die ur-
bane Seilbahn als Verbesserung? Hier stehen 
Zahlen, Daten und Fakten dem „Bauchgefühl“ des 
Kunden gegenüber. Ein gemeinsames Verständ-
nis muss erreicht werden. Urbane Seilbahnen 
erleichtern die Raumüberwindung, ermöglichen 



ÖZV 3/2013 17

eine Erschließung außerhalb des MIV und bieten 
ein Fahrerlebnis. Dabei sind Referenzen für die 
Imagebildung  notwendig (Anschauungsunterricht 
für Entscheidungsträger) – Visionen überzeugen 
Entscheidungsträger nicht. Hinderlich ist die Angst 
der Entscheidungsträger vor „neuen Verkehrslö-
sungen“, vor falschen Entscheidungen, daher wird 
auf Bewährtes gesetzt. Schließlich gibt es auch in-
direkte Systemvorteile durch urbane Seilbahnen: 
z.B.: Zukunftsorientierung durch ein innovatives 
Verkehrssystem, Imagegewinn und Baustein einer 
postfossilen Mobilität.

Urbane Seilbahnen und Stadtgestaltung:

Urbane Seilbahnen können eher in neue Stadt-
gebiete eingebaut werden und sind bei alter Be-
bauung schwerer umsetzbar. Urbane Seilbahnen 
können erforderliche Stadtverdichtung ermögli-
chen (unter Beachtung technologischer und so-
ziologischer Aspekte). Bei der Verkehrserschlie-
ßung sind immer das gesamte Stadtviertel und die 
Verkehrsbeziehungen in diesem  zu betrachten. 
Zuerst muss das Verkehrsbedürfnis erhoben wer-
den: Wie kann das Verkehrsbedürfnis am besten 
abgedeckt werden? Dann sollten die potentiellen 
öffentlichen Verkehrsmittel Bus, Straßenbahn, U-
Bahn, S-Bahn und urbane Seilbahn gleichermaßen 
fair und neutral betrachtet werden, wobei der MIV 
nicht unterstützt werden sollte. Zudem beeinflusst 
die Verkehrsmittelwahl wiederum die städtische 
Infrastruktur, strukturelle Wirkungen auf Quartiere-
bene und auf Stadtebene sind zu beachten. Denk-
malschutz, Sichtachsen, Ortsbildschutz (Fern- und 
Nahwirkung)  und Naturschutz bzw. Schutz von 
Erholungsgebieten sind oftmals unüberwindbar 
scheinende Hindernisse. Gerade das Smart-City 
Konzept könnte urbane Seilbahnen fördern, weil 
sie als inhärenter Bestandteil von Smart-City-Kon-
zepten denkbar sind. Derzeit sind unter „Smart 
City“ allerdings nur IT-Lösungen angedacht. We-
gen fehlendem Wissen und Verständnis wird ur-
banen Seilbahnen nicht der gerechte Stellenwert 
eingeräumt und andere öfters weniger geeignete 
Lösungen bevorzugt. Die Einbindung von urbanen 
Seilbahnen in ein Smart City Konzept (Smart Kits) 
wird dringend empfohlen. 

7. Beispiele

In den Workshops wurden zwei virtuelle Beispiele 
aus Linz   näher betrachtet. Beispiel A stellt eine 
Verbindung mit mehreren Stationen über die Do-
nau zwischen einem P&R-Platz in Dornach bis 
zum Werksgelände der Chemie Linz her, Beispiel 
B eine Verbindung mit mehreren Stationen vom 
Hauptbahnhof zum Werksgelände der VOEST. Die 
Vor- und Nachteile der einzelnen Beispiele und 
eine wirtschaftliche Bewertung der konkurrierenden 
Verkehrsträger wurden eingehend diskutiert.

Darüber hinaus wurden auch andere Beispiele für 
die Diskussion in den Workshops herangezogen:

Koblenz: Rheinquerung anstelle einer Brücke, ur-
sprünglich nur für die  Gartenschau geplant, Kon-
zession bis 2026 verlängert –  mögliches Stadtent-
wicklungsgebiet  könnte angeschlossen werden

La Paz: Schnelle Punkt-Punkt-Verbindung von 
den unteren in die höhergelegenen Stadtgebiete 
als Ergänzung zum Bus (Zeitersparnis >30min), 3 
Bahnen bereits in Betrieb, weitere 6 geplant.

Hamburg: vollständige Umweltverträglichkeitser-
klärung, scheiterte am Widerstand der Bürger der 
Hafencity. 

Wuppertal: 3S-Anlage zur Anbindung der Univer-
sität und eines Schulzentrums wurde in einem 
Bürgerverfahren geprüft und steht nun zur Ent-
scheidung an.

APM Wien: als hochrangige Verkehrsanbindung 
an die U1 anstelle der S-Bahnstation „Wien Quar-
tier Belvedere“, eine Feasibility- und Trassenstu-
die wurde erstellt, scheiterte an Kosten, System-
frage (4. Verkehrsmittel der Wr. Linien) und zu 
überwindenden Höhen beim Umsteigen.

Teilnehmer des Workshops:

o.Univ.-Prof. DI Dr. Lothar Fickert, Institut für Elek-
trische Anlagen, TU Graz, ab dem 2. Workshop 
vertreten durch: Frau Dr. Elisabeth Hufnagl

o.Univ.-Prof. Dr. Sebastian Kummer, Institut für 
Transportwirtschaft und Logistik,  WU Wien

o.Univ.-Prof. DI Dr. Norbert Ostermann, Institut für 
Eisenbahnwesen, TU Wien   

o.Univ.-Prof. Dr.-Ing. Ulrike Reutter, Institut für 
Öffentliche Verkehrssysteme und Mobilitäts-ma-
nagement, Univ. Wuppertal

o.Univ.-Prof. Dr. Kai Tobias, FB Raum- und Um-
weltplanung, TU Kaiserslautern

DI Dr. Johannes Fiedler, Doppelmayr, Urban So-
lutions

Günter Troy, Doppelmayr Verkaufsleiter Öster-
reich/Deutschland

Dr. Karl-Johann Hartig, ÖVG

o.Univ.-Prof. DI Dr. Maria Schneider, Institut für 
Städtebau und Raumplanung, Univ. Innsbruck 

ao.Univ.-Prof. DI Dr. Ernst Schmautzer, Institut für 
Elektrische Anlagen, TU Graz

Prok. Dr. Michael Bitterl, Doppelmayr, Dir. für 
CEE.
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1. Einleitung

Die möglichen Umweltwirkungen, die infolge des 
Baus und Betriebs von Urbanen Seilbahnen ent-
stehen können, lassen sich grundsätzlich in 

•	 baubedingte Umweltwirkungen

•	 anlagenbedingte Umweltwirkungen und

•	 betriebsbedingte Umweltwirkungen

unterscheiden. Sie sollten in Bezug auf die fol-
genden Schutzgüter betrachtet werden:

•	 Boden, Wasser, Luft und Klima

•	 Tiere / Pflanzen einschließlich der biologischen 
Vielfalt

•	 Bevölkerung, einschließlich der menschlichen 
Gesundheit

•	 Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und 
Landschaft. 

Die ebenfalls geforderte Betrachtung der Umwelt-
wirkungen auf die Landschaft und die Wechsel-
wirkungen zwischen den genannten Schutzgütern 
erfolgt zunächst nicht, da sie redundant sind und 
im allgemeinen keine zusätzlichen Ergebnisse zu 
Tage fördern, allenfalls Wiederholungen notwen-
dig machen. Als anlagen- und betriebsbedingte 
Wirkpfade können unterschieden werden:

•	 dauerhafte Flächeninanspruchnahme für Ge-
bäude und Stützen

•	 Raumbedarf für die zu errichtenden Leitungen 
(Zerschneidungen)

•	 Maßnahmen unterhalb der Seile (Entfernung 
höher gewachsener Vegetation und damit auch 
Lebensraumverlust der dort lebenden Tiere) 

•	 Schallemissionen

•	 Beeinträchtigung der urbanen Landschafts-
bilder. 

Zusätzliche baubedingte Umweltauswirkungen 
auf die verschiedenen Schutzgüter sind tempo-
räre Flächeninanspruchnahmen (zur Gewähr-
leistung der Zuwegung zu den Baustellen, der 
Errichtung von Gebäuden und Stützen, für den 
Seilzug, für Maschinen und die Lagerung von 
Baumaterialien) mit entsprechenden Wirkungen 
auf den 

•	 Boden (temporärer Verlust oder Beeinträchti-
gung von Böden und Bodenfunktionen) 

•	 den Wasserhaushalt (temporäre Veränderung 
des Grundwassers und / oder 

•	 der Oberflächengewässer) 

•	 Tiere und Pflanzen (temporärer Verlust oder 
Beeinträchtigung von Vegetationsflächen und 
Habitaten) sowie 

•	 Kultur- und Sachgüter (temporärer Verlust oder 
Beeinträchtigung von Bodendenkmalen und ar-
chäologischen Fundstellen). 

Als weitere mögliche baubedingte Wirkfaktoren 
können benannt werden:

•	 Erschütterungen

•	 Bauverkehr (Verdichtung, Verkehrslärm, Zer-
schneidungseffekte, Schadstoffemissionen)

•	 Baulärm

•	 Ablagerung von Abraum.

Alle Umweltauswirkungen auf die unterschied-
lichen Schutzgüter und die einzelnen Wirkpfade 
sind den individuellen Bedingungen eines kon-
kreten Projektes entsprechend zu erarbeiten und 
zwischen verschiedenen Städten zwar grund-
sätzlich ähnlichen Charakters aber wenig ver-
gleichbar. Im Vergleich mit alternativen System-
lösungen des Öffentlichen Personennahverkehrs 
(Straßenbahn, U-Bahn, Zug oder Bus) sind vor 
allem die anlagen- und betriebsbedingten Wir-
kungen als gering bis sehr gering einzustufen. 
Die baubedingten Auswirkungen sind bezüglich 
der benötigten Flächen sehr ähnlich. Eine Zu-
sammenfassung der verschiedenen Umweltwir-
kungen enthält Tabelle 1.

Tabelle 1: Bau-, Anlagen- und betriebsbedingte Umweltwir-
kungen1

Mögliche Umweltwirkungen Urbaner Seilbahnen
Kai TOBIAS



2. Anlagen- und betriebsbedingte Umwelt-
wirkungen auf Vögel

Mögliche Auswirkungen der erforderlichen 
Seile für den Transport der Gondeln auf die 
Tiergruppe Vögel, das ästhetische Empfinden 
des Menschen und auf Kultur-  und Sachgü-
ter sind einer detaillierteren Betrachtung zu 
unterziehen. Für Fledermäuse bestehen nur 
geringe  Anfluggefahren, da sie mittels Ultra-
schall und Echoortung die Seile gut wahrneh-
men können. Über das Risiko des Anflugs 
nachtaktiver Insekten können derzeit keine 
Aussagen getroffen werden. Es ist jedoch zu 
vermuten.

Bei der Tierklasse der Vögel muss zwischen 
Stand- und Zugvögeln sowie Aktivitäten am 
Tage und während der Nacht unterschieden 
werden. Die Wanderungen von Zugvögeln 
finden überwiegend nachts statt, so dass 
grundsätzlich ein Anflugrisiko 

besteht. Allerdings bewegen sich die Höhen 
der Zugbewegungen zwischen 300 und 1.000 
m2 oberhalb der Erdoberfläche, so dass ein 
Anflugrisiko weitgehend ausgeschlossen 
werden kann.

Städte sind der Lebensraum sehr vieler 
verschiedener Brutvogelarten. In München 
konnten 110 und in Berlin sogar 150 ver-
schiedene Arten nachgewiesen werden. Sie 
brüten an unseren Häusern, in den Parkan-
lagen und Privatgärten. Die meisten Brut-
vogelarten sind tagaktiv und verfügen über 
einen ausgezeichneten Sehsinn. Dennoch 
besteht auch bei ihnen ein gewisses Risiko 
des Seilanfluges, das mit der Größe der Art 
korreliert ist. Großvogelarten ab Entengröße 
sind stärker gefährdet.1+3 

Noch problematischer ist die Situation bei 
den nachtaktiven Vogelarten und bei Nebel-
lagen einzustufen, bei denen ein hohes Risi-
ko des Seilanfluges mit entsprechenden Ver-
letzungsmöglichkeiten (auch mit Todesfolge) 
besteht4. Wenn möglich, sollten bei der Er-
richtung von Seilbahnen deshalb Mindestab-
stände zu Parkanlagen und privaten Gärten 
eingehalten werden. Wenn diese Forderung 
z.B. topographiebedingt nicht umsetzbar sein 
sollte, müssten im Vorfeld der Errichtung von 
Seilbahnen entsprechende Arterfassungen 
und Risikoabschätzungen durchgeführt wer-
den. Des Weiteren sollte geprüft werden, ob 
es Möglichkeiten gibt, die Seile bei Nacht 
sichtbar zu machen. Bei Nebel dürfte diese 
Maßnahme allerdings wenig effektiv sein.1

Mit den Auswirkungen des Lärms auf die Vo-
gelwelt befassen sich Reck et al. (2001)5. Sie 
können als

•	 physiologische Schäden (Ohrverletzungen 
nach lauten Knalls)

•	 Maskierung von Informationen (Revierge-
sang oder das Hören von Feinden und Beute 
ist eingeschränkt) oder 

•	 Übermittlung von Informationen, die negative 
Reaktionsmuster auslösen (Schallereignisse 
werden mit Gefährdungen assoziiert und be-
wirken Fluchtverhalten)

auftreten.

Durch Auswertung der vorhandenen Literatur 
schlägt der Autor folgende Werte zur Beurtei-
lung des Lebensraumverlusts bei Vögeln infol-
ge von lärmbedingten Eingriffen vor Tabelle 2)

Tabelle 2: Auswirkungen von Lärm auf die Vogelwelt (Reck 
et al. 2001)5.

3. Anlagen- und betriebsbedingte Um-
weltwirkungen auf den Menschen und die 
menschliche Gesundheit

Bezüglich der Umweltwirkungen von Seil-
bahnen auf das Schutzgut Mensch sind einer-
seits Lärmemissionen, Licht-/Schatteneffekte 
und Beeinträchtigungen von Landschaftsbild-
qualitäten zu betrachten. Bei allen mensch-
lichen Tätigkeiten, die Lärmemissionen und 
Erschütterungen erzeugen entsteht auch In-
fraschall. Dadurch hervorgerufene negative 
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit 
sind deshalb lediglich in der Bauphase zu er-
warten (Wolf et al. 2016)1. 

Um negative Lärmauswirkungen auf die Ge-
sundheit des Menschen durch die Anlage und 
den Betrieb einer Seilbahn weitgehend aus-
schließen zu können, sollten die Immissions-
richtwerte der TA Lärm eingehalten werden (si-
ehe Tabelle 2).6 Für dort nicht extra aufgeführte 
Parkanlagen und andere Freiräume sollten da-
bei die Werte für Kurgebiete, Krankenhäuser 
und Pflegeanstalten entsprechend Anwendung 
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finden. Dies würde auch sicherstellen, dass ne-
gative Auswirkungen des Lärms auf Vögel eben-
falls weitgehend ausgeschlossen werden können 
(s.o.)

Tabelle 3: Immissionsrichtwerte nach TA Lärm

Störende und beeinträchtigende Licht- und 
Schatteneffekte können an Sonnenscheintagen 
sowohl in Freiräumen als auch privaten Gärten 
auftreten. Aufgrund der Wanderung der Sonne 
von Ost nach West sind diese Auswirkungen für 
die jeweils betroffenen eher von kurzer Dauer 
und durch technische Maßnahmen nicht kom-
pensierbar.

Beeinträchtigungen von Landschaftsbildquali-
täten ergeben sich infolge der speziellen Kon-
struktion von Seilbahnen durch die neu zu er-
richtenden Gebäuden, das Seil, die Stützen 
und die sich bewegenden Gondeln. Verlaufen 
Seilbahnstrecken über Privatgrundstücke mit 
Einfamilienhäusern und Gärten fühlen sich viele 
Bewohner in ihrer Privatsphäre beeinträchtigt. 
Deshalb sollten derartige Gebiete möglichst ge-
mieden werden. Ansonsten ist auch mit erheb-
lichen Widerständen der Betroffenen zu rechnen, 
wie sie bei Seilbahnplanungen in Hamburg oder 
Wuppertal aufgetreten sind.

4. Anlagen- und betriebsbedingte Umweltwir-
kungen auf Kultur- und Sachgüter

Die Beeinträchtigung von Kultur- und Sachgütern 
ergeben sich ähnlich derjenigen auf Landschafts-
bildqualitäten. Gebiet, in denen sich derartige 
Schutzgüter befinden sollten möglichst gemieden 
werden. Wenn es sich aufgrund der räumlichen 
Gegebenheiten oder der technischen Notwendig-
keiten nicht vermeiden lässt, sollte zur Minderung 
möglicher negativer Auswirkungen hochwertiges 

Design der baulichen Anlagen und der Gondeln 
der Kompensation dienen. Diesbezüglich sollte 
überlegt werden, inwiefern auch Wettbewerbe 
für die Architektur der neu zu errichtenden Ge-

bäude und der Stützen so-
wie das Design der Gon-
deln durchgeführt werden 
können. Dadurch erhöhen 
sich zwar die Kosten, aber 
in den meisten Fällen auch 
die Akzeptanz seitens der 
Bewohner einer Stadt, 
wenn sie voller Stolz da-
rauf verweisen können, 

dass ihre Seilbahn so nur für ihre Stadt entworfen 
wurde und deshalb weltweit einmalig ist.
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perspektive stellt sich also die Frage, wie diese 
Integration des „Neulings Seilbahn“ als Teil des 
ÖPNV in bestehenden ÖPNV-Systemen ausse-
hen sollte und welche Anforderungen an diese 
Integration gestellt werden müssen.

2.	 Grundsätzliche Anforderung aus Kunden-
sicht: Die Seilbahn muss die ÖPNV-Situation 
einer Stadt verbessern

Eine urbane Seilbahn sollte die ÖPNV-Situation 
in einer Stadt unmittelbar verbessern – und di-
ese Verbesserung muss nachweisbar sein und 
vermittelt werden. So selbstverständlich dieser 
Satz auch klingen mag, so entscheidend ist er 
für die politische Realisierbarkeit eines Seilbahn-
Projektes. Zur Beurteilung von Verbesserungen 
sollten sowohl die Situation von heutigen Kunden 
des ÖPNV als auch von potenziellen Neukunden 
einbezogen werden. Aus Kundensicht geht es 
dabei um erleichterte Raumüberwindung, ver-
kürzte Reisezeiten und kurze Wartezeiten, hohe 
Leistungsfähigkeit, sichergestellte und verbes-
serte Erreichbarkeiten potenzieller Ziele, aber 
auch um die gute Erreichbarkeit der Seilbahn-
Stationen selbst. Zusammengefasst geht es um 
Komfortvorteile auf verschiedenen Ebenen.

Erfordert die Integration einer Seilbahn Verän-
derungen, ggf. im Einzelfall auch Verschlechte-
rungen, im bestehenden Angebot des ÖPNV-Sy-
stems, beispielsweise durch Anpassungen oder 
Neukonzeption von Linien, Betriebszeiten oder 
Taktgestaltung, so müssen die Folgen solcher 
Anpassungen für die Nutzerinnen und Nutzer der 
bestehenden Systeme mit in die Bewertung und 
Abwägung der potenziellen Vorteile durch die 
Seilbahn einbezogen werden. 

Neben diesen rationalen Vorteilen sprechen Seil-
bahnen auch emotionale Aspekte und Vorteile für 
die Kundinnen und Kunden an, die häufig genug 
im öffentlichen Verkehr viel zu gering gewürdigt 
werden. Das Schweben über einer Stadt als be-
sonderes Fahrerlebnis, die damit verbundene 
Aussicht, die Nutzung eines modernen zukunfts-
orientierten umweltfreundlichen Verkehrsmittels, 
der eigene Beitrag zur Energiewende und zur 
postfossilen Mobilität, der Imagegewinn, den 
eine Seilbahn auf eine gesamte Stadt oder Re-
gion ausüben kann, sind Aspekte, die insgesamt 
positiv für den ÖPNV sind und als solche kom-
muniziert werden sollten. Nur wenn in einer sy-
stemaren Gesamtbetrachtung aus Kundensicht 

Urbane Seilbahnen – Anforderungen aus Nutzer-Perspektive
Ulrike Reutter

1.	 Vorbemerkung: Im Fokus steht die Integra-
tion in bestehende urbane ÖPNV-Systeme

Seilbahnen als integrierter Bestandteil öffentlicher 
Verkehrssysteme im urbanen Raum sind in Eur-
opa noch weitgehend unbekannt. Unbestritten ist 
ihr Einsatzfeld im alpinen und touristischen Um-
feld, wo sie komfortabel und in kurzer Zeit sehr 
große Höhen zu überwinden helfen. Ihr Einsatz 
vor allem in Skigebieten erfordert aus Sicht der 
Nutzer eine Planung, die optimal verschiedene 
Punkte unterschiedlicher Höhenmeter miteinan-
der verbindet, um Skiabfahrten zu ermöglichen 
und um Hotels und Restaurationsbetriebe zu er-
reichen und zu beliefern.

Ganz anders ist die Situation im urbanen Raum 
der europäischen Stadt, die in der Regel über 
bestehende ÖPNV-Systeme verfügt. Diese sind 
über viele Jahrzehnte gewachsen, sie unterlie-
gen kurz- und langfristigen Veränderungen, die 
sich an gesellschaftliche, technische, finanzielle 
und politische Rahmenbedingungen anpassen. 
Dabei gibt es in den Städten große Unterschiede 
in der Qualität des Öffentlichen Verkehrs, je nach-
dem, wie offensiv und proaktiv eine an Nachhal-
tigkeitszielen orientierte integrierte Stadt- und 
Verkehrsplanung betrieben wird. 

Bestehende klassische städtische ÖPNV-Sy-
steme sind in der Regel bodengebunden, werden 
als Busse oder Straßenbahnen auf öffentlichen 
Straßen geführt oder als Stadt-, U- oder S-Bah-
nen mit eigenen Gleiskörpern und Trassen ober- 
oder unterirdisch, zum Teil auch aufgeständert als 
Hochbahnen betrieben. Ergänzt werden sie durch 
flexible Bedienformen, Car-Sharing-Angebote, 
Fahrradverleihsysteme und Taxen. Im Idealfall 
bilden die verschiedenen Systeme entsprechend 
ihrer Kapazitäten, ihrer Geschwindigkeiten, ihrer 
Verbindungs- und Erschließungsfunktionen ein 
hierarchisch aufeinander abgestimmtes engma-
schiges Gesamtsystem, das den Kunden an ent-
sprechenden Verknüpfungs- und Mobilpunkten 
in der Stadt einen komfortablen Übergang von 
einem in ein anderes System ermöglicht.

Urbane Seilbahnen – als sogenannte Stetigförde-
rer im Umlaufbetrieb – sind in diesem öffentlichen 
Verkehrssystem nun ein „Neuling“, der sich sinn-
voll in das ÖPNV-Gesamtsystem einer Stadt inte-
grieren sollte, um hier seine spezifischen Vorteile 
für die Nutzerinnen und Nutzer des Öffentlichen 
Verkehrs zur Geltung zu bringen. Aus Nutzer-



großen Verkehrserzeugern, also auch mit hoher 
Erschließungsfunktion z. B. für ein Wohngebiet 
nicht mehr ausreichen, nicht erweitert werden 
können und der Systemsprung auf das nächst 
leistungsfähigere ÖV-System nicht machbar 
ist. Gründe hierfür können sein: Topografie 
und Trassierungshindernisse, fehlender Platz/
Fläche, Investitions- und Betriebskosten; feh-
lender politischer Wille. Eine urbane Seilbahn 
trägt zur Entflechtung von stark nachgefragten 
Punkt-zu-Punkt-Verkehren und gleichzeitigen 
Flächenverkehren bei und ermöglicht so die 
Systemverbesserung im ÖPNV bei gleichzei-
tiger Entspannung überlasteter Systeme

•	 bestehende sehr stark verkehrserzeugende 
Orte und punktuelle Einrichtungen, wie z. B. 
Arbeitsplatzschwerpunkte, Ausbildungsorte 
oder Freizeitorte ohne adäquaten Schienenan-
schluss nachträglich an einen leistungsfähigen 
ÖPNV angeschlossen werden sollen: Eine ur-
bane Seilbahn ermöglicht in diesem Fall die 
Systemergänzung im ÖPNV

•	 große Steigungen in z. T. engen Straßenräu-
men zu überwinden sind, die weder umwelt-
freundlich mit Straßenbahnen noch effizient mit 
Elektrobussen, sondern nur mit Dieselbussen 
bedient werden können. Urbane Seilbahnen 
verbessern die Umweltbilanzen des ÖPNV.

Aus Nutzerperspektive ergeben sich aus all den 
genannten Anwendungsfällen vor allem Anforde-
rungen hinsichtlich der intermodalen Verknüp-
fung und Integration.

4.	 Tarife und Preise: Nur eine Tarifintegrati-
on macht eine Seilbahn zu einem Alltagsver-
kehrsmittel

Eine urbane Seilbahn sollte ohne Aufpreis in die 
bestehenden ÖPNV-Tarife der Stadt oder eines 
Verkehrsverbundes integriert werden, um von 
den Kunden und Kundinnen als Alltagsverkehrs-
mittel ohne Einstiegshürden wahrgenommen und 
benutzt zu werden. Auch für Touristen, die aus-
schließlich die Seilbahn als Ausflugs-Attraktion 
besuchen möchten, wird durch die Tarifintegra-
tion die Anreise per ÖPNV attraktiv und das Ri-
siko, zusätzlichen Autoverkehr zu erzeugen, wird 
verringert. Ein Aufpreis für die Seilbahnnutzung 
wäre in jedem Fall ein Umsteigehemmnis und 
kontraproduktiv zu einer an Nachhaltigkeitszielen 
orientierten Verkehrsentwicklung.

5.	 Reisezeiten: Die Anschlusssicherheit zwi-
schen Bus/Tram/S-Bahn und Seilbahn ge-
währleisten

Die Gesamt-Reisezeiten im Öffentlichen Verkehr 
setzen sich aus der Summe aller Fahrzeiten, aller 

das Verkehrssystem „mit Seilbahn“ besser ab-
schneidet als „ohne Seilbahn“, ist eine Realisie-
rung sinnvoll.

3.	 Einsatzbereiche urbaner Seilbahnen: Er-
gänzung und Erweiterung bestehender ÖPNV-
Systeme

Urbane Seilbahnen verbinden in direkter Luftlinie 
zwei oder mehrere Orte in einer Stadt und stel-
len eine klassische Punkt-zu-Punkt-Verbindung 
zwischen bedeutenden Verkehrserzeugern dar. 
Die Räume zwischen den Stationen werden bis 
auf den unmittelbaren Einzugsbereich im Um-
kreis um die Stationen durch die Seilbahn kaum 
erschlossen; diese flächenhafte Erschließungs-
funktion müssen ergänzend andere ÖV-Ange-
bote im Gesamtsystem übernehmen. 

Die zu verbindenden Orte können sowohl zentral 
gelegen sein, z.B. ein Stadtzentrum, als auch de-
zentral, z.B. ein Arbeitsplatzschwerpunkt am Ran-
de einer Stadt. Die Stationen können an Bahn-
höfen liegen, wo regelmäßig und zeitgleich eine 
große Zahl an ÖV-Kunden aus weiter entfernten 
Orten ankommt und zum Teil mit dem ÖPNV wei-
terfahren muss, als auch an den Zielorten dieser 
Kunden, wie z.B. Arbeitsplatzstandorte, Ausbil-
dungsstätten oder Freizeit- und Kulturorte. 

Urbane Seilbahnen können somit sowohl eigen-
ständige Verkehrsmittel sein als auch Zubringer 
zu anderen ÖPNV-Netzen oder in Kombination 
beides1. Seilbahnen sollten zumindest an einer 
Station in den übrigen ÖPNV integriert werden, 
um nicht selbst zum Verkehrsmagneten für den 
Autoverkehr zu werden. 

Urbane Seilbahnen als Teil eines integrierten ur-
banen ÖPNV-Systems bieten sich demnach ins-
besondere dann an2, wenn

•	 bedeutende Verkehrsbeziehungen zwischen 
zwei oder mehr Orten bestehen, die heute 
aber aus verschiedenen, z.B. topographischen 
oder städtebaulichen Gründen nicht oder nur 
schlecht mit dem ÖPNV erschlossen und er-
schließbar sind: Eine urbane Seilbahn ermögli-
cht so den Anschluss an den ÖPNV

•	 die Kapazität einer Straßenverbindung nicht 
mehr ausreicht und nicht erweitert werden kann 
oder aus städtebaulichen und ökologischen 
Gründen nicht mehr erweitert werden soll: Eine 
urbane Seilbahn ermöglicht hier den Modal 
Shift vom motorisierten Individualverkehr zum 
öffentlichen Verkehr

•	 die Kapazitäten eines bestehenden ÖPNV-Sy-
stems (z. B. Bus oder Straßenbahn) mit sowohl 
hoher Punkt-zu-Punkt-Nachfrage zwischen 
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Wartezeiten und der Fußwegezeiten zusammen. 
Um insgesamt Reisezeit-Vorteile im System ÖV 
zu erreichen, müssen nicht nur die einzelnen 
Verkehrsmittel ihre Fahrzeiten optimieren, son-
dern müssen auch die Zeitverluste beim Umstieg 
minimiert werden. Da die Fahrzeit bzw. die Ge-
schwindigkeit bei einer Seilbahn unbeeinträchtigt 
und unabhängig von anderen Verkehrsmitteln 
ist, liegt der sensible Punkt im Umstieg zwischen 
den Verkehrsmitteln und in der Anschlusssicher-
heit. Hierbei müssen zwei Fälle unterschieden 
werden: der Umstieg in die Seilbahn und der Um-
stieg aus der Seilbahn:

1.	Umstieg in die Seilbahn: hierbei entstehen bei 
Seilbahnen als Stetigförderer nach dem Pater-
noster-Prinzip3 wenig Zeitverluste, da die Seil-
bahn kontinuierlich fährt und keinen Fahrplan, 
sondern nur festgelegte Betriebszeiten benötigt. 
 
Zeitverluste können durch den Fußweg zwi-
schen den Haltestellen entstehen sowie durch 
die Wege, die in der Seilbahnstation zurückge-
legt werden müssen. Sollte der Einstieg in die 
Kabinen nicht auf der Ebene Null und damit auf 
den Niveau der Straße möglich sein, sondern 
stattdessen auf die Ebene +1 gelegt werden, 
so ist dieser Zugang durch Aufzüge barrierefrei 
zu gestalten. Auch z. B. Rolltreppen – ebenfalls 
als Stetigförderer – erleichtern die Überwin-
dung des Höhenunterschieds für nicht mobi-
litätseingeschränkte Nutzerinnen und Nutzer. 
 
Sollte sich bei hoher Nachfrage ggf. Wartezeit 
vor dem Einstieg in die Seilbahn aufbauen, so 
wird diese Wartezeit relativ schnell wieder ab-
gebaut: Wenn zum Beispiel aus einem Zug 350 
Personen gleichzeitig aussteigen und alle mit 
der Seilbahn weiterfahren wollten, so ergäbe 
sich bei einem Fassungsvermögen von 35 Per-
sonen pro Kabine und einem bestmöglichen 
30-Sekunden-Takt eine maximale Wartezeit 
von 5 Minuten, bis alle 350 Menschen in die 
Seilbahn eingestiegen wären. Entsprechend 
sollte der Wartebereich an der Seilbahnhal-
testelle ansprechend, d.h. trocken und witte-
rungsgeschützt, beleuchtet, mit Sitzgelegen-
heiten, insgesamt attraktiv und nutzerorientiert 
gestaltet werden. 

2.	Beim Umstieg aus der Seilbahn in ein An-
schlussverkehrsmittel können je nach Takt der 
Anschlussverkehrsmittel größere Zeitverluste 
durch den Umstieg entstehen. Die sogenann-
te „mittlere Wartezeit“ am Anschlussverkehrs-
mittel beträgt zwar „nur“ den halben Takt des 
Anschlussverkehrsmittels – also bei einem 
30-Minuten-Takt eines Anschlussbusses be-
trägt die durchschnittliche Wartezeit für alle 
wartenden Personen 15 Minuten – je nach 

Ankunft des Anschlussverkehrsmittels kön-
nen aber real für den einzelnen Kunden lan-
ge Wartezeiten – in dem genannten Beispiel 
von maximal 29 Minuten – entstehen. Vor 
allem zu Tagesrandzeiten oder am Wochen-
ende, wenn die Takte im ÖPNV generell aus-
gedünnt sind, kann es so zu unangenehm 
langen Wartezeiten beim Umstieg kommen. 
 
In diesem Fall können neben einer abge-
stimmten Betriebsplanung der beiden ÖV-Sy-
steme, dynamische Fahrgast-Informationen 
(DFI) mit Echtzeit-Anzeigen an den einzelnen 
Stationen einer urbanen Seilbahn über die 
Abfahrzeiten der Anschlussverkehrsmittel an 
den Umsteigehaltestellen informieren. Zum 
Beispiel könnte mit einem „Ampelsystem“ an-
gezeigt werden, ob der Anschluss nach der 
Fahrt mit der Seilbahn voraussichtlich noch er-
reicht wird oder nicht: “grün“ signalisiert, dass 
der Anschluss sicher erreicht wird; „gelb“ gibt 
an, dass der Anschluss nur gegebenenfalls er-
reicht wird, und „rot“ signalisiert, der Anschluss 
wird nicht mehr erreicht. Im letzten Fall können 
die Kunden dann entscheiden, ob sie die Seil-
bahn bereits nutzen möchten und an der Ziel-
haltestelle auf den Umstieg warten wollen oder 
ob sie die Zeit bis zur Abfahrt des nächsten 
Anschlusses anderweitig verbringen möchten. 
 
In jedem Fall sollten die Stationen städtebau-
lich und kundenorientiert ansprechende ge-
schützte Wartebereiche an den Umsteigestati-
onen zu anderen ÖPNV-Systemen aufweisen. 
 
Aus Marketinggründen könnte darüber hinaus 
an jeder Seilbahn-Station darüber informiert 
werden, wie lange man z.B. für dieselbe Stre-
cke mit einem alternativen Verkehrsmittel wie 
beispielsweise dem Privatauto oder dem Bus 
unterwegs wäre; ebenso könnten Kennwerte 
zur Umweltentlastung (CO2, Stickoxide, Lärm 
etc.) durch die Nutzung der Seilbahn auf gut 
sichtbaren Displays veröffentlicht werden. 

6.	 Optimierung von Umsteigebedingungen: 
Barrierefrei – trocken – geschützt – komforta-
bel 

Umsteigenotwendigkeiten im öffentlichen Ver-
kehr von einem in ein anderes ÖV-Verkehrsmit-
tel sind grundsätzlich sehr sorgfältig zu planen, 
führen gebrochene Wegeketten mit unkomfor-
tablen Bedingungen und langen Wartezeiten bei 
wahlfreien Kunden doch häufig zu grundsätz-
lichen Entscheidungen gegen den Öffentlichen 
Verkehr und stattdessen für den privaten Pkw. 
Aus diesem Grund müssen an die Zugänglichkeit 
und den Einstieg in eine Seilbahn sowie an den 
Umstieg hohe Ansprüche gestellt werden, um als 
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Alltagsverkehrsmittel zu bestehen und um Ver-
kehrsmittelanteile auf den öffentlichen Verkehr zu 
verlagern. Da im urbanen Raum regelmäßig viele 
Menschen von anderen öffentlichen Verkehrsmit-
teln, sei es vom Zug, von der Straßenbahn, aus 
dem Bus oder an Park-and-Ride-Plätzen vom ei-
genen Auto in die Seilbahn umsteigen werden, 
muss große Sorgfalt auf die Gestaltung der Ver-
knüpfungspunkte gelegt werden. Folgende An-
forderungen sind zu beachten: 

•	 Um den Umstieg aus dem übrigen ÖPNV (Bus, 
Straßenbahn, Zug, Taxi) zur Seilbahn einfach 
und komfortabel zu gestalten, sollten die üb-
rigen ÖPNV-Haltestellen möglichst dicht an 
die Seilbahnstation gelegt werden, um so die 
zurückzulegenden Fußwege zu minimieren. 
Die ÖPNV-Verknüpfung sollte in der Abwägung 
immer prioritär gegenüber dem motorisierten 
Individualverkehr (MIV) geplant und gestaltet 
werden.

•	 Der Einstieg sollte barrierefrei sein, um so für 
mobilitätseingeschränkte Personen, insbeson-
dere für geh- und sehbehinderte Menschen, für 
ältere Menschen, für Menschen in Rollstühlen 
oder mit Rollatoren, für Menschen mit Gepäck, 
für Menschen mit Kinderwagen, für Menschen 
mit Fahrrädern und für Menschen mit kogni-
tiven Einschränkungen nutzbar zu sein.

•	 Überdachte Fußwege zwischen den Verkehrs-
mitteln sollten einen trockenen Umstieg ge-
währleisten. 

•	 An den Stationen sollten geschützte Wartebe-
reiche vorgesehen werden, insbesondere für 
den Umstieg aus der Seilbahn in Verkehrsmit-
tel mit längeren Taktzeiten, sowie qualifizierte 
Fahrradabstellmöglichkeiten und Fahrradver-
leihsysteme für Bike-and-Ride. 

•	 Park-and-Ride-Plätze sollten nur dort vorgese-
hen werden, wo sie städtebaulich verträglich 
und verkehrlich notwendig sind. Kosten für die 
Herstellung von Park-and-Ride-Plätzen sollten 
nicht auf die ÖV-Kunden umgelegt werden, 
sondern sollten von den P+R-Kunden alleine 
getragen werden. Unabhängig von der Frage 
der Einführung einer Seilbahn ist grundsätzlich 
zu berücksichtigen, dass P+R-Plätze immer 
potenzielle Rebound-Effekte auslösen können 
und damit zu mehr ungewolltem Autoverkehr 
führen können. Deshalb sollten auch im Zusam-
menhang mit Seilbahnplanungen vorgesehene 
P+R-Anlagen mittels Verkehrsauswirkungsprü-
fungen auf solche ungewollten Effekte hin im 
Einzelfall überprüft werden.

7.	 Sicherheit: Die Verkehrssicherheit gewähr-
leisten und Übergriffe verhindern

Der Begriff der Sicherheit beinhaltet zwei As-
pekte: die Verkehrssicherheit (Safety) und die 
soziale Sicherheit (Security). Beide Aspekte ha-
ben eine objektive Seite – Kennzahlen können 
den Grad der Sicherheit belegen – und eine sub-
jektive Seite, die auf das Wohlbefinden bei der 
Benutzung wirkt. Auf beide Aspekte muss aus 
Kundensicht reagiert werden. Dazu notwendig 
sind einerseits das betrieblich für die Genehmi-
gung vorgeschriebene Sicherheitskonzept, das 
für den Störungsfall auch die Bereitstellung von 
ausreichenden Ersatzverkehren vorsehen muss, 
sowie darüber hinausgehende Informationen für 
die Kunden.

Insgesamt sind die Unfallzahlen und die Zahlen 
über Verletzte und Getötete in Seilbahnen sehr 
gering und belegen die hohe Verkehrssicherheit 
von Seilbahnen. Sie zeigen, dass es sich bei 
Unfällen um Einzelereignisse handelt, die aller-
dings mit schweren Einzelschicksalen verbunden 
sein können. Die vom Bundesamt für Statistik 
BFS (Schweiz)4 veröffentlichten Zahlen für die 
Schweiz zeigen zum Beispiel, dass sich die An-
zahl an Unfällen mit Luftseilbahnen in dem Sie-
ben-Jahres-Zeitraum zwischen 2008 und 2014 
zwischen drei im Jahr 2009 und 12 im Jahr 2010 
bewegt, wobei im selben Zeitraum pro Jahr zwi-
schen vier (im Jahr 2009) und 12 (im Jahr 2010) 
Menschen verletzt und zwischen null (2009 und 
2010) und drei (im Jahr 2014) Menschen getö-
tet wurden. Über die Verkehrssicherheit von ur-
banen Seilbahnen liegen keine Zahlen vor. Sub-
jektiven Ängsten vor potenziellen Unfällen zum 
Beispiel bei Sturm oder Gewitter muss durch gut 
kommunizierte Informationen vor allem zum Ber-
gungskonzept in diesen Fällen begegnet werden. 
Grundsätzlich solle die Trassenlage angesichts 
der Klimaentwicklung mit zunehmend mehr und 
auch schwereren Sturmereignissen möglichst 
sturmgeschützt sein.

Die soziale Sicherheit im System Seilbahn um-
fasst sowohl die Gefahr von Übergriffen während 
der Fahrt als auch die Angst vor solchen Ge-
fahren. Notrufeinrichtungen und Videoüberwa-
chung in den Kabinen und Personal an den Sta-
tionen können hierauf reagieren. Aufgrund der 
dichten Taktfolge und der relativ geringen Fahr-
zeiten im urbanen Raum bieten Seilbahnen bei 
geringer Nutzerfrequenz und damit potenziell ge-
ringerer sozialer Kontrolle auch die Möglichkeit, 
für die Fahrt eine eigene Kabine abzuwarten5.

ÖZV 1/201726



8.	 Schlussbemerkung: Nutzervorteile he-
rausarbeiten und kommunizieren

Urbane Seilbahnen haben das Potenzial, je 
nach städtebaulichen, topografischen oder ver-
kehrlichen Voraussetzungen ein integrierter Be-
standteil des kommunalen Öffentlichen Verkehrs 
zu werden. Dafür müssen sie vor allem die An-
forderungen der Kunden erfüllen und deutliche 
Vorteile gegenüber anderen Verkehrsmitteln 
aufzeigen. Diese Vorteile für die Nutzerinnen 
und Nutzer können entstehen durch eine hohe 
Leistungsfähigkeit, verkürzte Reisezeiten, mehr 
Komfort, verringerte Luft- und Lärmbelastungen, 
den Beitrag zum Klimaschutz, die Entlastung 
des bestehenden ÖPNVs, die Rückgewinnung 
von Straßenraum und damit die Aufwertung öf-
fentlichen Raums sowie durch das einzigartige 
Fahrerlebnis selbst und den dadurch entste-
henden Imagegewinn für die gesamte Stadt. 
Damit können nicht nur die direkten Nutzer und 
Nutzerinnen von urbanen Seilbahnen profitie-
ren, sondern alle Bewohner einer Stadt, in der 
dieses Verkehrsmittel für die Alltagsmobilität 
zum Einsatz kommt. Urbane Seilbahnen haben 
aus Nutzersicht ein großes Potenzial als inte-
grierter Teil des ÖPNV-Systems einen Beitrag. 

zur Verkehrswende zu liefern – es gilt, diese Vor-
teile  in der Planungsphase zu erarbeiten, um die 
Realisierung von urbanen Seilbahn-Projekten in 
europäischen Städten voran zu bringen.
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Das prinzipielle Ziel der Netzgestaltung im ÖPNV 
lautet: „Mit oftmals vorgegebenen Verkehrsträ-
gern und beschränkten Ressourcen an Raum und 
Geld ein Streckennetz festzulegen, das vorher 
definierte betriebliche und verkehrliche Anforde-
rungen erfüllt“	 (Steierwald et al.)  Dieses Ziel 
wird mittels   dreier anzustrebender Grundsätze 
verfolgt: 

•	 Minimum der Reisezeiten aller Fahrten im 
Netz

•	 Minimum aller Umsteigvorgänge je Reise

•	 Minimum der Summe Wagen-km im Netz.

Neben diesen Grundsätzen bestimmen vor 
allem Nachfrage und Geographie die Struktur 
eines ÖPNV-Netzes. Stärke und Struktur der 
Nachfrage ist im Allgemeinen abhängig von 
Siedlungsdichte und –größe. Die ÖPNV-Netze 
können meist in  Primärnetz und  Sekundärnetz 
eingeteilt werden:

Abbildung 1: Stammlinien (Primärnetz) und Zubringerlinien 
(Sekundärnetz) im ÖPNV

Die Organisationsstruktur der ÖPNV-Netz-Be-
dienung bildet einen weiteren Einfluss auf Netz-
gestaltung und Wahl des Verkehrssystems. Da 
ÖPNV-Betreiber meistens mit vorgegebenen 
Verkehrsträgern und beschränkten Ressourcen 
konfrontiert sind, haben sie Interesse an der Mi-
nimierung der Anzahl der eingesetzten Verkehrs-
systeme.  Ist der ÖPNV – wie zumeist in Europa 
– monopolistisch organisiert, sind neue Systeme 
wie urbane Seilbahnen schwer durchzusetzen. Ist 
der kommunale ÖPNV im Wettbewerb verschie-
dener Betreiber, Netzvarianten  und Systeme 
organisiert, können innovative und betriebswirt-
schaftlich vorteilhafte Systeme wie urbane Seil-
bahnen leichter zum Zug kommen:

Abbildung 2a: Monopolsituation

Abbildung 2b: Wettbewerbssituation

Luftseilbahnen können dem ÖPNV als Pendel-
bahnen  für Punkt zu Punkt Verkehre oder als 
kuppelbare Seilbahnen mit Zwischenstationen  
dienen. Sie sind aus Betreibersicht durch die 
Anwendung in Schigebieten  technisch aus-
gereifte und bewährte Systeme, die nun durch 
ihre Anwendungen in urbanen ÖPNV-Netzen 
zu neuen Anwendungsgebieten kommen. Die 
wesentlichsten Eigenschaften im Kontext des 
ÖPNV sind ein eigener unabhängiger Fahrweg 
(wie etwa jener einer U-Bahn), die Stetigförde-
rung bei Umlaufbahnen  und eine hohe Zuver-
lässigkeit. Im Vergleich zu schienengebundenen 
Verkehrsmitteln verfügen sie über eine niedrige 
bis mittlere Leistungsfähigkeit. Im Vergleich mit 
anderen Systemen mit unabhängigem Fahrweg 
zeichnen sich Seilbahnen durch  relativ niedrige 
Investitionskosten aus. Allerdings sind die Kosten 
von Zwischenstationen im Vergleich zu Bus oder 
Straßenbahn mit bis zu 10 Mio. EUR sehr hoch. 
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Bei der Systemwahl zur Erschließung eines Ge-
biets mit dem ÖPNV haben verschiedene Akteure 
unterschiedliche Interessen, von denen meist einige 
in einem Konflikt zueinander stehen. Die verschie-
denen Akteure und deren Interessen können allge-
mein wie folgt kategorisiert werden:

•	 Volkswirtschaftliches Interesse
•	 Öffentliches Interesse
•	 Interesse der Betreiber
•	 Interessen Privater
•	 Interesse von betroffenen Parteien.

Im öffentlichen Interesse kann bei-
spielsweise Grund enteignet oder eine 
Dienstbarkeit (Servitut) erzwungen 
werden, das Eisenbahnenteignungs-
gesetz gilt auch für Seilbahnen, U-
Bahnen und Straßenbahnen. Geset-
zeskonform darf nur das „gelindeste“ 
Mittel des Eigentumseingriffs erfolgen, 
d.i. die Dienstbarkeit,  sodass eine 
– oft vom Eigentümer gewollte - gänz-
liche Ablösung des betroffenen Grund-
stücks wegen des dem Zwangs zur Wirtschaftlich-
keit verhindert wird. Eine Dienstbarkeit wird in das 
Grundbuch eingetragen und in der Vergangenheit in 
Wien meist mit 5% des Freigrundwertes bewertet. 
Zusätzlich gilt auch die Bauverbotslinie im Abstand 
von 12m von der Gleisachse (Eisenbahngesetz). 
Auf der anderen Seite schreibt das Eisenbahnge-
setz vor, dass durch die Eisenbahn möglichst kein 
Schaden beim Nachbarn entstehen darf und durch 
alle Maßnahmen nach dem Stand der Technik zu 
vermeiden ist. 

Die Leistungsfähigkeit eines Verkehrssystems stellt 
eine Randbedingung für die Systemwahl dar. Die 
Wahl eines Systems mit einer Systemleistungsfähig-
keit, die größenordnungstechnisch dem erwarteten 
Verkehrsaufkommen entspricht ist Voraussetzung 
für einen effizienten Ressourceneinsatz. Tabelle 1 
zeigt einen Vergleich der maximalen Leistungsfähig-
keiten verschiedener Verkehrssysteme im ÖPNV.

Tabelle 1: Vergleich der Systemleistungsfähigkeiten verschie-
dener ÖPNV-Systeme

In Abhängigkeit der erwarteten Reiseweiten bzw. 
der Linienlängen eines Verkehrssystems ist auch 
die Reisegeschwindigkeit (gemittelte Geschwindig-
keit aus Fahrt- und Aufenthaltszeiten) ein wichtiges 
Entscheidungskriterium. Tabelle 2 stellt einen Ver-
gleich der Reisegeschwindigkeiten verschiedener 
Verkehrssysteme unter der Annahme adäquater 
Haltestellenabstände (empirische Erfahrungswerte 
aus Fachliteratur) dar. 

Tabelle 2: Reisegeschwindigkeiten verschiedener ÖPNV-Sy-
steme

Die reale Reisegeschwindigkeit – nicht die er-
reichbare Höchstgeschwindigkeit -  urbaner Seil-
bahnen liegt im Bereich von Bussen und Straßen-
bahnen. Die Grenzen der Trassierung liegen bei 
vergleichbarer Fahrwegbreite im Unterschied zu 
Bussen und Straßenbahnen darin, dass die ma-
ximale Längsneigung bei urbanen Seilbahnen 
ein Vielfaches der erdgebundenen Verkehrsmittel 
sein kann, dass aber die Verbindung von Punkt zu 
Punkt immer nur als Gerade ohne Richtungsände-
rung technisch möglich ist. Richtungsänderungen 
sind bei Pendelbahnen überhaupt nicht und bei 
kuppelbaren Systemen nur in Stationen möglich. 
Die Haltestellenabstände urbaner Seilbahnen kön-
nen zwischen 300 und 800 m variieren, wobei ein 
Einzugsbereich für Fußgänger von etwa 500m 
Radius angenommen wird, was allerdings von der 

Qualität des öffentlichen 
Raums abhängig ist.

Die Grenzen der Tras-
sierung stellen eine tech-
nische Randbedingung 
bei der Systemwahl im 
ÖPNV dar. Etwa könnten 
in speziellen Anwen-
dungsfällen alleine durch 
Anforderungen bezüglich 
Längsneigungen bzw. 
Kurvenradien verschie-
dene Systeme aus dem 
Entscheidungsprozess 
ausgeschlossen werden, 
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sofern sie diese nicht erfüllen können. Tabelle 3 
zeigt die verschiedenen Verkehrssysteme samt 
ihrer Systemgrenzen bezüglich Trassierung in 
Höhe und Lage.

Tabelle 3: Trassierungsgrenzen verschiedener ÖPNV-Systeme

Abgesehen von den oben erwähnten Randbedin-
gungen technischer (Trassierungsgrenzen) und 
verkehrlicher Natur (Leistungsfähigkeit, Reise-
geschwindigkeit) müssen bei der Systemwahl im 
ÖPNV folgende weitere Kriterien berücksichtigt 
werden: Betriebliche Entscheidungskriterien

•	 Ökonomische Entscheidungskriterien
•	 Externe Entscheidungskriterien.

Aus Sicht der Betreiber bestimmen neben den 
Randbedingungen vor allem betriebliche und 
ökonomische Faktoren die Systemwahl im 
ÖPNV, das heißt betriebliche Faktoren wie Zu-
verlässigkeit, Flexibilität und Sicherheit sowie die 
Investitions- und Betriebskosten. Externe Ent-
scheidungskriterien wie Emissionen und derglei-
chen stehen im Interesse der Allgemeinheit bzw. 
direkt Betroffener, sind aus Betreibersicht aber 
nur indirekt von Bedeutung. Für das Kriterium 
Leistungsfähigkeit ist wie bereits erwähnt das zu 
erschließende Gebiet ausschlaggebend, etwa ob 
es sich um Randgebiete oder die Kernzone eines 
Siedlungsgebietes handelt, oder ob es um den 
Ersatz oder die Aufwertung einer bestehenden 
Verkehrsachse geht.

In weiterer Folge werden die betrieblichen Ent-
scheidungskriterien näher beschrieben.

Zuverlässigkeit

Die Zuverlässigkeit von urbanen Seilbahnen ist 
sehr hoch. Urbane Seilbahnen sind nicht sehr 
störungsanfällig und haben daher geringe Still-
standszeiten. Wartungen können in Wartungs-

fenstern in der Nacht durchgeführt werden – Ersatz 
kann durch einen Nachtbus erfolgen. Bei Wit-
terungsverhältnissen mit Windstärken über 100 
km/h (bei 3S-Bahn) bzw. 60 km/h (bei herkömm-

lichen Systemen) 
sind Abschaltungen 
notwendig. Ein Er-
satzverkehr durch 
Busse muss vor-
gesehen werden. 
Die Abschaltungen 
erfolgen immer 
mit einem ausrei-
chenden Sicher-
heitspolster, sodass 
weder Wind noch 
Wetter (Gewitter) 
ein Sicherheitskri-
terium darstellen, 
sondern lediglich 
die Verfügbarkeit 
beeinflussen. Das 
Verkehrssystem ist 

als ähnlich zuverlässig wie etwa der U-Bahnbe-
trieb einzustufen (siehe Tabelle 4).

Tabelle 4: Betriebliche Zuverlässigkeit verschiedener ÖPNV-
Systeme

Flexibilität

Die Flexibilität von kuppelbaren Systemen wird 
als mittel eingestuft. Zwar kann die Leistungsfä-
higkeit schnell dem Bedarf angepasst werden, 
indem Kabinen einfach garagiert und wieder 
zugeführt werden können, jedoch weisen Seil-
bahnsysteme Defizite bei flexibler Liniengestal-
tung bzw. Umfahrungen auf. Tabelle 5 stellt einen 
qualitativen Vergleich verschiedener Verkehrssy-
steme hinsichtlich verschiedener Parameter ihrer 
betrieblichen Flexibilität dar.
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, 
dass die Anwendungsmöglichkeiten von Seil-
bahnen, insbesondere von kuppelbaren Umlauf-
bahnen, im europäischen urbanen Raum derzeit 
noch unterschätzt werden. 

Die oben dargestellten Eigenschaften der Seil-
bahnen zeigen im Vergleich mit den anderen, 
bisher gebräuchlichen Verkehrssystemen insge 
samt eine Gleichwertigkeit mit diesen (Voraus-
setzung: Gleiche Klasse der Leistungsfähigkeit).

Tabelle 5: Betriebliche Flexibilität verschiedener ÖPNV-Systeme

Die Trassierungsparameter von Seilbahnen ver-
leihen den Seilbahnen ein Alleinstellungsmerk-
mal in bestimmten Anwendungsgebieten (bei der 
Überwindung von großen Höhenunterschieden 
z.B.)

Integriert in ein ÖPNV Netz eignen sich Seil-
bahnen aufgrund der oben genannten Eigen-
schaften vornehmlich zur Flächenerschließung, 
als Zubringer bzw. für Punkt-zu-Punkt Verkehre 
zwischen anderen Verkehrsträgern des ÖPNV-

Netzes oder Verlängerungen des ÖPNV Netzes 
zu touristischen oder topographisch anspruchs-
vollen Destinationen.
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1. Einleitung

Seilbahnen als öffentliches Verkehrs-
mittel werden in vielen europäischen 
Städten geplant und öffentlich disku-
tiert. Da dabei immer wieder ähnliche 
Fragestellungen auftreten, liegt es im 
Interesse aller Beteiligten (Stadtver-
waltungen, Hersteller, Bewohner, Be-
treiber), dass diese Fragen auf einem 
hohen fachlichen Niveau objektiv 
abgehandelt werden. Es geht u.a. 
darum, Begriffe und Kennzahlen zu definieren, 
die in Planungsverfahren und Normen einfließen 
können. Planer, Verwaltung und Hersteller benö-
tigen gemeinsame Kriterien, um Projekte seriös 
und objektiv beurteilen sowie effizient umsetzen 
zu können. In der Folge werden hinsichtlich der 
elektrotechnischen Aspekte folgende Punkte 
detaillierter dargestellt: Energieverbrauch, elek-
trische Beeinflussung von und durch konventi-
onelle Bahnen, Hochspannungsleitungen, An-
tennenanlagen sowie die Beeinflussung von 
anderen elektrotechnischen Installationen.

2. Energieverbrauch urbaner Seilbahnen

Die Werte für den Energieverbrauch verschie-
dener Fahrzeuge im Personenverkehr variieren 
sehr stark. Zum Vergleich der Energieeffizienz 
verschiedener Verkehrsmittel wird die für den 
Transport von Personen aufgewendete Energie 
meist auf Personenkilometer bezogen. In die-
sem Zusammenhang ist allerdings zu beachten, 
dass lt. einer Studie dadurch die scheinbare En-
ergieeffizienz mit der Anzahl der zurückgelegten 
Kilometer steigt, da es sich bei der Einheit „En-
ergieverbrauch je Personenkilometer“ um eine 
längen- bzw. geschwindigkeitsabhängige Größe 
handelt, die schnelle Verkehrsmittel 
überproportional effizient erscheinen 
lässt. Für den Stadtverkehr mit  rela-
tiv kurzen Wegelängen und niedrigen 
Durchschnittsgeschwindigkeiten ist 
daher der Energieverbrauch pro be-
förderter Person die wesentlichere 
Maßzahl. Nachfolgend werden in 
Tabelle 1 Richtwerte für den Indivi-
dualverkehr dargestellt, wobei diesen 
Werten die durchschnittliche Weglän-
ge einer PKW-Fahrt im Binnenver-
kehr der Stadt Wien zugrunde (vgl. 
Studie Frey et al.1) liegt.

Tabelle 1: Richtwerte für den Energieverbrauch von PKWs für 
typische Stadtfahrten

Demgegenüber stehen die folgenden Richtwerte 
für Fahrzeuge des öffentlichen Personenverkehrs 
(ÖPV), die das Institut für Elektrische Anlagen 
der Technischen Universität Graz recherchiert 
hat. Der Energieverbrauch bezieht sich hier auf 
die Endenergie und berücksichtigt nur die reine 
Fahrenergie (ohne systembedingten Energiever-
brauch, z.B. für Gebäude). 

Gemäß einer anderen Vergleichsgröße (rech-
te Spalte der Tabelle 2) kann lt. FREY et.al. der 
Energieverbrauch auch auf die Anzahl der trans-
portierten Personen bezogen werden. In dieser 
Studie wurde bei der Ermittlung der Werte kWh/
Pers., also auf Basis der beförderten Personen, 
der Auslastungsgrad  der Fahrzeuge mit 20 % 
angesetzt. Hier ist auch der Gebäudeaufwand 
berücksichtigt. 

In analoger Vorgangsweise kann bei 3S-Seil-
bahnen, ähnlich jener der Testlinie 1 in Linz, ein 
Richtwert von 0,29 kWh / Pers. angenommen 
werden. In Tabelle 2 sind weitere Richtwerte für 
den Energieverbrauch des öffentlichen Perso-
nenverkehrs wiedergegeben.

Tabelle 2: Richtwerte für den Energieverbrauch des öffent-
lichen Personenverkehrs 
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Die Einheit „Energieverbrauch pro Person“ für 
die Fahrzeuge des öffentlichen Nahverkehrs in 
Tabelle 2 bezieht sich auf den jeweiligen durch-
schnittlichen öffentlichen Nahverkehrsweg (ÖV-
Weg). Deshalb entfallen diese Werte für das Ver-
kehrsmittel Eisenbahn (Schnellbahn).

3. Arten der elektrotechnischen Beeinflussung

3.1 Allgemein

Unter elektrischer Beeinflussung versteht man in 
der elektrischen Energietechnik die Einwirkung 
von elektrischen Betriebsmitteln auf andere elek-
trische Betriebsmittel und Anlagen. Diese werden 
durch Betriebs- und Fehlerströme bzw. Betriebs- 
und Fehlerspannungen, sowie elektromagne-
tische Felder hervorgerufen.

Die Art der Beeinflussung wird nach der Kopplung 
benannt, welche die Störgröße von der Quelle 
zur Senke überträgt. Grundsätzlich sollte eine 
elektrische Anlage derart arbeiten, dass andere 
elektrotechnische Anlagen in ihrer Funktion nicht 
gestört werden, bzw. so ausgelegt sein, dass die 
eigenen Funktionen nicht durch andere elektro-
technische Anlagen beeinträchtigt werden. Diese 
Fähigkeit wird mit dem Begriff „Elektromagne-
tische Verträglichkeit (EMV)“ bezeichnet.

Bezüglich der technischen Vereinbarkeit urba-
ner Seilbahnen mit anderen technischen Anla-
gen können die nachfolgenden Arten der elek-
trotechnischen Beeinflussung auftreten. Hierbei 
wird von ohmscher, induktiver und kapazitiver 
Beeinflussung, vor allem bei niederfrequenten 
elektromagnetischen Phänomenen bis zu einer 
Frequenz von etwa 9 kHz gesprochen, da man in 
diesem Frequenzbereich das elektrische und das 
magnetische Feld getrennt betrachten kann.

1)	 Ohm’sche Beeinflussung: die Ursache für die 
ohmsche Beeinflussung ist das Strömungs-
feld bei Stromfluss, welches sich zwischen 
Erdungsanlagen im Erdreich ausbildet.

2)	 Induktive Beeinflussung: die induktive Beein-
flussung tritt bei Stromfluss durch die magne-
tische Verkopplung von elektrischen Leitern 
untereinander auf.

3)	 Kapazitive Beeinflussung: die Ursache für die 
kapazitive Beeinflussung ist elektrische Ver-
kopplung der an Spannung liegenden elek-
trischen Leiter untereinander.

4)	 Elektromagnetische Verkopplung: Die ge-
meinsam auftretende Beeinflussung durch 
elektrische und magnetische Felder bezeich-
net man als elektromagnetische Verkopp-
lung. 

 

3.2 Beurteilungskriterien bei elektrotechnischer 
Beeinflussung

Im Fall der Beeinflussung von Seilbahnanlagen 
müssen folgende Punkte zur Beurteilung der elek-
tromagnetischen Beeinflussung im Hinblick auf 
die Personengefährdung und den Anlagenschutz 
im Normalbetrieb und im Fehlerfall der elektro-
technischen Anlagen herangezogen werden:

-	 Ohm’sche Beeinflussung durch elektrische An-
lagen wie z.B. Erdungsanlagen von Transfor-
matorstationen und Umspannwerken, wobei 
insbesondere Berührungsspannungen, Span-
nungsverschleppungen und Ausgleichströme 
über die Seilbahnanlagen von Interesse sind.

-	 Induktive Beeinflussung durch induzierte 
Spannungen und Ströme in die Seilbahnseile, 
über Transportrollen, IKT-Einrichtungen usw., 
wobei die Gefährdung und Störung von Per-
sonen und Anlagen beachtet werden müssen.

-	 Kapazitive Beeinflussung durch eingekop-
pelte Spannungen in die Seilbahnanlagen 
(Seile, Dächer von überspannten Gebäuden) 
bei enger Annäherung zwischen Hochspan-
nungsfreileitungen und Seilbahnen, wobei 
insbesondere Berührungsspannungen und 
Entladeströme beachtet werden müssen.

-	 Die elektromagnetische Beeinflussung ist hin-
sichtlich des Schutzes von Personen in den 
Seilbahnanlagen im gesamten technischen 
Frequenzbereich und hinsichtlich Hochfre-
quenzeffekten, z.B. Schirm- und Reflektorwir-
kung zu berücksichtigen.

Bei Näherungen von Seilbahnanlagen zu Gleich-
strom- bzw. Wechselstrom-Bahnanlagen ist auf 
eine Minimierung der elektrochemischen Be-
einflussung (Elektrokorrosion, Streustrom- und 
Wechselstromkorrosion) zu achten.

In Gebieten mit erhöhter Gefahr des Auftretens 
von Blitzschlägen ist das Risiko eines direkten 
oder indirekten Blitzschlages  und den damit auf-
tretenden Ableitströmen im Bereich der Seilbahn-
anlagen, hinsichtlich der Gefährdung und Störung 
von Personen und beeinflussten Anlagen zu be-
rücksichtigen. 

4. Technische Vereinbarkeit urbaner Seil-
bahnen mit konventionellen Bahnen

4.1 Allgemeines

Die technische Vereinbarkeit urbaner Seilbahnen 
mit konventionellen Bahnen ist unter anderem 
abhängig von der Art der elektrischen Energiever-
sorgung des Verkehrsmittels. Aus diesem Grund 
werden die einzelnen Verkehrsmittel nachfolgend 
gesondert betrachtet.
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4.2 Straßenbahn

Die elektrische Energieversorgung von Straßen-
bahnen erfolgt üblicherweise mit Gleichstrom, wo-
bei in diesem Fall auf die Streustromkorrrosion be-
sonderes Augenmerk zu legen ist.

Infolgedessen können sich „vagabundierende Strö-
me“ im Erdreich ergeben, welche bei ungünstigen 
Erdungs- und Potenzialausgleichsverhältnissen in 
weiterer Folge auch auf die Seilbahnanlagen aus-
weichen können und hier zu einer Gleichstrombe-
aufschlagung von dafür nicht vorgesehenen Anla-
genteilen führen.

Diese Strombeaufschlagung kann zu Korrosion 
und Materialabtragung im Bereich der Seilbahnan-
lage (hier sind insbesondere Ströme über Rollen 
und Seile zu beachten), Gebäudearmierung, der 
Erdungs- und Potenzialausgleichsanlage und an-
derer metallischer Teile führen, wobei längerfristig 
eine Gefährdung der elektrotechnischen Sicherheit 
sowie der Anlagenstatik möglich ist.

Um dieser potenziellen Gefahr vorzubeugen, 
sollte bei der Planung der Seilbahn besonders auf 
die geeignete Auslegung und Ausführung der Er-
dungsanlagen geachtet werden. Außerdem kann 
eine elektrische Trennung der Erdungsanlagen der 
Bahnanlage und der Seilbahnanlage sowie zusätz-
lich ein korrekt dimensionierter und eingestellter 
kathodischer Korrosionsschutz Abhilfe bringen. 

Die Mindestabstände zwischen den Seilbahnseilen 
und den Oberleitungen der Straßenbahn müssen 
individuell für den konkreten Fall auf Basis einer 
entsprechenden Berechnung unter Berücksichti-
gung normativer und gesetzlicher Vorgaben ermit-
telt werden.

4.3 U-Bahn

Ähnlich wie bei der Straßenbahn erfolgt auch die 
elektrische Energieversorgung der U-Bahn mit 
Gleichstrom. Bezüglich der Beeinflussung können 
dabei die folgenden beiden Fälle unterschieden 
werden.

1)	Die U-Bahn-Schienen sind nicht isoliert gegen 
Erde verlegt: In diesem Fall kommt es durch den 
Gleichstrom zur Ausbildung eines Strömungs-
feldes zwischen der Stromübertrittsstelle aus 
dem Triebfahrzeug in die Schienen und dem 
Anschlusspunkt des Rückleiters bei der Ein-
speisestelle. Dadurch kann es zu einem Längs-
gleichspannungsabfall und infolgedessen durch 
Streuströme zu ohmscher Beeinflussung der 
Seilbahnanlagen kommen.

2)	Die U-Bahn-Schienen sind isoliert gegen Erde 
verlegt: Durch die Isolierung werden ein mög-
licher Stromfluss und ein diesen begleitender 

Längsgleichspannungsabfall im Erdreich ver-
hindert, so dass keine oder nur geringe Kor-
rosionserscheinungen auftreten können. Die 
U-Bahn ist in diesem Fall hinsichtlich der Kor-
rosionsgefährdung beeinflussungsneutral.

Für den Fall 1 (Schienen nicht isoliert gegen Erde) 
ergeben sich aufgrund der ohmschen Beeinflus-
sung „vagabundierende Ströme“, welche bei un-
günstigen Erdungsverhältnissen auf die Seilbahn-
anlagen ausweichen können. Diese Gleichströme 
verursachen Gleichstromkorrosion und Materi-
alabtragung, wodurch langfristig eine Gefährdung 
der Seilbahnanlagen möglich ist.

Um dieser potenziellen Gefahr vorzubeugen, sollte 
bei der Planung und dem Bau der Seilbahn beson-
ders auf die geeignete Ausführung der Erdungsan-
lage geachtet werden. 

Für den Fall 2 (Schienen isoliert gegen Erde) müs-
sen also hinsichtlich der elektrotechnischen Ver-
einbarkeit urbaner Seilbahnen mit der U-Bahn bei 
der Planung und dem Bau der Seilbahnanlage kei-
ne besonderen Vorkehrungen getroffen werden.

4.4 Eisenbahnen

Elektrische Bahnen werden in einigen Ländern 
(Österreich, Deutschland, Schweiz) überwiegend 
mit Wechselstrom bei einer Frequenz von 16,7 
Hz bzw. in vielen Regionen der Welt mit Wechsel-
strom und einer Frequenz von 50 (60) Hz betrie-
ben. Auch der Betrieb mit Gleichstrom ist in eini-
gen Ländern Europas üblich. 

Bei der Rückleitung eines Leiterstromes im Erd-
reich ergeben sich bei Wechselstrom grundsätz-
lich andere Verhältnisse als bei Gleichstrom. 
Wie in Abbildung 1 dargestellt ist, wird bei Wech-
selstromversorgung der Rückstrom im Erdreich 
durch die Wirkung des Magnetfeldes unter den 
Versorgungsleitungen (Fahrdraht, Verstärkungs-
leitungen, Schienen) gebündelt und folgt grund-
sätzlich der Leitungsführung des aktiven Leiters 
(„heißer Leiter“). Wenn aber andere leitende Kon-
struktionen, wie zum Beispiel urbane Seilbahnen, 
in der Nähe und parallel der Rückstrompfade ver-
laufen, wird ein Teil des Bahnrückstromes in die 
Seilbahnanlage übertreten und hier unerwünschte 
elektrische Durchströmungen hervorrufen.

Abbildung 1: Stromverteilung in der Erde bei Wechselstrom. a) 
Seitenansicht, b) Aufsicht
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Im Erdreich ergibt sich dabei eine bestimmte 
Stromdichteverteilung. 

Für die Abschätzung der induktiven Beeinflus-
sung bei Parallellauf von Bahnanlagen (16,7 Hz) 
und beeinflussten Leitungen können in Abhän-
gigkeit von den räumlichen Abständen

•	 im laufenden Betrieb induzierte Spannungen 
im Bereich von mehreren 10 V und 

•	 im Kurzschlussfall viele 100 V bzw. 

•	 bei geschlossenen Stromschleifen Ströme 
von einigen 10 A bis einigen 100 A 

erwartet werden. Für konkrete Fälle muss jedoch 
unbedingt eine entsprechende Beeinflussungs-
Berechnung angestellt werden, da durch indivi-
duell zu ermittelnde Reduktionsfaktoren paralleler 
geerdeter Leiter eine Verringerung der induktiven 
Beeinflussung möglich ist.

Die potenziellen Gefahren in der technischen Ver-
einbarkeit urbaner Seilbahnen mit Eisen-bahnan-
lagen liegen zum einen in der Spannungs- und 
je nach Ausführung der Ka-
belschirme auch Strombe-
lastung von begleitenden 
IKT-Leitungen und zum 
anderen in der Strombe-
lastung der Seilbahnseile 
und -rollen. Ähnlich wie bei 
der Straßenbahn, können 
die Ströme bei ungünstigen 
Erdungsverhä l tn issen 
auch hier Korrosionser-
scheinungen und Materi-
alabtragung verursachen. 
In diesem Fall handelt es sich je nach Art der 
Stromversorgung des Bahnsystems entweder 
um Gleichstrom- oder um Wechselstromkorrosi-
on. Beide stellen langfristig eine Gefährdung der 
Anlagen dar.

Hinsichtlich des Personenschutzes ist zusätzlich 
die Gefahr von auftretenden Berührungs-span-
nungen gegeben, welche bei Überschreitung 
bestimmter Grenzwerte zu Gefährdungen führen 
können. Diesen Punkt gilt es besonders in Anbe-
tracht einer großen Anzahl von möglicherweise 
betroffenen Personen (Menschenansammlung) 
zu beachten. Um diesen potenziellen Problemen 
vorzubeugen, sollte bei der Planung der Seilbahn-
trasse besonders auf die geeignete Auslegung 
der Erdungs- und Potenzialausgleichsanlage 
geachtet werden. Außerdem müssen Schutz-
maßnahmen zum Personen- und Anlagenschutz 
und zur Vermeidung von Wechselstromkorrosion 

angedacht werden.

5. Technische Vereinbarkeit urbaner Seil-
bahnen mit Hochspannungs-Leitungen

Grundsätzlich treten elektrische und magnetische 
Beeinflussungen durch Hochspannungs-Lei-
tungen auf, wobei sowohl der Normalbetrieb der 
Leitungen als auch der Fehlerfall zu berücksichti-
gen sind. Diese Leitungen können 

•	 entweder als Hochspannungs-Freileitungen 

•	 oder – heute immer häufiger im urbanen Raum 
– als Hochspannungs-Kabel-Leitungsanlagen 

ausgeführt werden.

Für die Betrachtung der technischen Vereinbarkeit 
urbaner Seilbahnen mit Hochspannungsleitungen 
(siehe Abbildung 2) wird aus Anschaulichkeits-
gründen eine Hochspannungsfreileitungs-Anlage 
herangezogen. Dabei müssen die nachfolgenden 
Fälle unterschieden werden.

•	 Beeinflussung im Normalbetrieb (Drehstrom-
betrieb)

•	 Beeinflussung im Fehlerfall (einpolige Fehler / 
mehrpolige Fehler / Cross Country Faults)

Abbildung 2: Prinzipdarstellung einer zweisystemigen Hoch-
spannungsfreileitung mit Erdrückleiter5

Bei geografischer Nähe einer Seilbahn zu einer 
Hochspannungsfreileitung, wie in Abbildung 3 
dargestellt, kann es aufgrund der magnetischen 
Kopplung zu einer induktiven Beeinflussung kom-
men. In Abbildung 3 ist die vordere Leitung mo-
dellhaft der elektrischen Energieleitung und die 
hintere Leitung dem Seilbahnseil zugeordnet. Da-
bei ist eine kurze Querung weniger problematisch 
als eine längere Parallelführung der beiden tech-
nischen Anlagen. 

Eine Berechnung kann wie folgt durchgeführt 
werden:
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•	 Bestimmung der spezifischen Koppelimpe-
danz für die Näherungsstrecke:

•	

Berechnung der in das Seilbahnseil indu-
zierten Spannung:

Abbildung 3: Modell der Parallelführung einer Hochspan-
nungsfreileitung mit einer Seilbahn

Eine Abschätzung der Berechnung der durch 
Hochspannungsfreileitungen (50 Hz) in Seilbahn-
anlagen induzierten Längsspannungen ergibt 

•	 im laufenden Betrieb Spannungen im Bereich 
von einigen 100 V und 

•	 im Fehlerfall von einigen 1000 V.

Die potentiellen Gefahren liegen hierbei für die 
technischen Einrichtungen in der Strombela-
stung der Seilbahnseile und –rollen. Das Gefähr-
dungspotenzial für Menschen stammt von den 
auftretenden Berührungsspannungen, welche 
bei Überschreitung gewisser Grenzwerte zu Be-
einträchtigungen und im schlimmsten Fall sogar 
zur Herzkammerflimmern führen können. Diesen 
Punkt gilt es besonders in Anbetracht einer groß-
en Anzahl von Personen (Menschenansamm-
lung) zu beachten.

Für jeden konkreten Fall muss jedoch eine ent-
sprechende Berechnung angestellt werden, da 
durch die zu ermittelnden Reduktionsfaktoren, 
aufgrund des Leitungsaufbaues (Kabel, Frei-
leitung, Zahl der Systeme, Erdseile, Kompen-
sationsleiter, globale Erdungssysteme), eine 
Verringerung der induktiven eingekoppelten 
Spannungen möglich ist, bzw. kritische Abstände 
bestimmt werden können. Basierend auf dieser 
Berechnung können dann in weiterer Folge die 
erforderlichen Maßnahmen für die Planung und 
den Bau der Seilbahnanlagen abgeleitet wer-
den. 

6. Technische Vereinbarkeit urbaner Seil-
bahnen mit Antennen-Anlagen

Da die Bauhöhe von urbanen Seilbahnen mit 
der Bauhöhe von Stromleitungen vergleichbar 
ist, sind durch urbane Seilbahnen (mit Ausnah-

me von Richtfunkstrecken) im Allgemeinen keine 
Störungen von Kommunikations- und Radaranla-
gen zu erwarten.

Im Bereich von Flughäfen könnte allerdings vor 
allem das ILS-Landesystem durch die horizonta-
len Seilbahnseile beeinflusst werden. Des Wei-
teren ist eine Abschattung von Richtfunkstrecken 
durch die Kabine möglich, was aber durch geeig-
nete Planung vermieden werden kann.

Die Versorgung der Kabinen mit WLAN-Service 
ist grundsätzlich denkbar. Die dazu erforderlichen 
Antennen müssen nicht in jeder Kabine, sondern 
können auch auf den Masten angebracht werden. 
Bezüglich Störungen von anderen Kommunikati-
onssystemen gelten dieselben Einschränkungen 
wie bei der Installation von WLAN-Anlagen in 
Gebäuden.

Hinsichtlich der Vereinbarkeit urbaner Seilbahnen 
mit Antennenanlagen wird demzufolge zur Klä-
rung bzw. Berücksichtigung der Lage von ILS-
Landesystemen und Richtfunkstrecken bei der 
Planung der Seilbahnanlagen geraten.
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1. Grundlagen des Wirtschaftlichkeitsver-
gleichs

Zur Erstellung eines  Basisszenarios wurden die 
Kostendaten für die unterschiedlichen Verkehrs-
träger gesammelt, indem Veröffentlichungen über 
vergleichbare Projekte ausgewertet und Fachge-
spräche geführt wurden. Daraus erfolgte die Be-
rechnung der Investitionen, der  Betriebskosten 
und der Gesamtkosten für die öffentlichen Ver-
kehrsmittel U-Bahn, Straßenbahn und  Bus. Im 
Anschluss konnten die Kosten der  unterschied-
lichen Verkehrsmittel miteinander verglichen 
werden. Als Beispiel für die wirtschaftlichen Ver-
gleiche diente  ein  Szenario für eine urbane Seil-
bahn in Linz, die von einer P&R-Anlage an der 
Peripherie in die Innenstadt führt. Die Strecke ist 
5 km lang und geht von einer Park and Ride Anla-
ge an der in die Innenstadt (beide Richtungen)

Abbildung 1: Urbane Seilbahn in Linz (Szenario)

Abbildung 2: Urbane Seilbahn in Linz (Zahlen & Daten)

Ein Streckenneubau wäre dabei relativ einfach 
umsetzbar, da die Strecke großteils auf öffent-
lichen Flächen, neben der Autobahn und der 
Eisenbahn trassiert werden kann und dabei ent-
sprechend gestaltbar ist, v.a. die Stützen und die 
Trassierung entlang der Autobahn ist gestaltbar. 
Da die Strecke an eine P&R – Anlage anknüpft 
wird v.a. der Pendlerverkehr  angesprochen, da 
eine deutliche Zeit- und Wegersparnis zum Ha-
fen und zur Chemie Linz erfolgt. Zielgruppe ist 
v.a. der  Individualverkehr aus dem Mühlviertel  
– auch wenn die Mühlkreisautobahn in dieser 
Fahrtrichtung wenig Staus aufweist. Die Halte-
stelle Posthof wiederum knüpft an verschiedene 
Kulturinitiativen an, die der Posthof beherbergt. 
Außerdem ist der Ausbau der Hafencity mit 
schrittweiser Zuschüttung des Hafenbeckens  
geplant, es wird ein Wohngebiet von 10.000 Per-
sonen entstehen, das mit der urbanen Seilbahn 
erschlossen werden kann – eine Straßenbahn 
jedoch rechnet sich nicht. Nachteilig sind   das 
relativ kleine Einzugsgebiet und ein nicht allzu 
großes Verlagerungspotential von der Mühlkreis-
autobahn.

Für die wirtschaftlichen Vergleiche dieses Szena-
rios werden Bus, Straßenbahn, U-Bahn und Seil-
bahn herangezogen. Die Beförderungskapazität 
wird gemäß den Linzer Verhältnissen pro Rich-
tung auf 10.000 – 20.000 Personen/Tag (Sonn-
tag/Feiertag 70%) in der Zeit von 5 -24 Uhr, d.i. 
eine Taktzeit von 5 bis 15 min eingegrenzt. Der 
Zeitraum der wirtschaftlichen Betrachtung be-
trägt 30 Jahre, wobei bei der U-Bahn noch ein 
Restwert anzusetzen ist.  Die Nachfragevertei-
lung folgt der dargestellten Tagesganglinie:

Abbildung 3: Typische Nachfrage im ÖPNV

2. U-Bahn-Kosten

Verglichen wird eine 5 km zweigleisige 
unterirdische U-Bahn Strecke  mit sechs 
Haltestellen, jeweils mit einem Stati-
onsabstand von etwa einem Kilometer. 
Die U-Bahn wird  fahrerlos verkehren, 
da nahezu alle jüngeren U-Bahn Neu-
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bauten als fahrerlose Systeme realisiert werden, 
z.B. Metro Kopenhagen oder U5 in Wien). Das 
theoretisch kleinste Intervall beträgt  90 Sekun-
den, für den Vergleich wird jedoch ein Fahrab-
stand von mindestens fünf Minuten herangezo-
gen - wegen der Vergleichbarkeit zu anderen 
Systemen. Weitere Voraussetzung ist, dass die 
benötigten Grundstücke für den U-Bahn Bau von 
der öffentlichen Hand kostenlos zur Verfügung 
gestellt werden. Für die Personalkostenberech-
nung wird nur der Mehraufwand für die Strecke 
herangezogen (Overhead nahezu Null).

Abb. 4: Beispiel für Haltestelle einer fahrerlosen U-Bahn 
– hier Nürnberg

2.1 Infrastrukturkosten

Die herangezogenen Eckdaten für die Infrastruk-
turinvestitionen innerhalb Europas sind:

•	 Wien U2 Aspernstraße – Aspern, Länge 4,2 km,  
4 Stationen  Kosten: 360 Mio. (Oberfläche)

•	 Wien U1 Reumannplatz – Oberlaa, Länge 4,6 
km, 5 Stationen, Kosten  600 Mio.

•	 Wien U5 Rathaus – Elterleinplatz, 4 Stationen, 
Kosten 720 Mio., Fahrerlos

•	 Nürnberg U3, Länge 7 km, 11 Stationen, Ko-
sten 470 Mio., Fahrerlos, (360 Mio. Bau, 110 
Mio. Leittechnik).

Davon abgeleitet gilt die Grundaussage für U-
Bahnen: Ein Kilometer U-Bahn in Tunnelbauwei-
se unter bewohntem Gebiet kostet in etwa 80-
120 Millionen Euro. Bei diesem Wert sind bereits 
Zugsicherungs- und Leittechnik sowie der Stati-
onsbau mit berücksichtigt.

2.2 Investitionen und Kosten für U-Bahn Fahr-
zeuge

Der errechnete Platzbedarf von maximal 313 
Personen/Fahrzeug kann mit Fahrzeugen mit 
40m wie zum Beispiel mit allen Fahrzeugtypen 
der Nürnberger U-Bahn oder den Wiener Stra-
ßenbahnen des ULF Typ B (längere Variante) er-
reicht werden. Zum Vergleich: Das Aufkommen 
in Wien beträgt bis ca. 250.000 Fahrgäste/Sta-

tion und Tag und bis zu 800 Fahrgäste/Fahrzeug 
bei einem 2,5 – 8 Minuten Takt. Für den Vergleich 
wurde ein Zug von Siemens („INSPIRO“) gewählt:

•	 Zugkapazität 480 Passagiere (Sitz und Stehplät-
ze)

•	 Spurweite 1435 mm

•	 Höchstgeschwindigkeit. 80km/h.

Für größere Städte müssen längere U-Bahn Züge 
gewählt werden, die viel höhere Kapazitäten ha-
ben, z.B.: die 6-teilige Version des gleichen Zugs 
mit einer Kapazität von 1.450 Passagieren. 

Tabelle 1: Investitionen und Kosten für U-Bahn Fahrzeuge

Aus diesen Daten ergibt sich für die verschiedenen 
Takte ein unterschiedlicher Bedarf an Garnituren:

Für einen 15 Minuten Takt: werden 1,5 Garnituren 
benötigt, d.h. 2 Garnituren und 5 Minuten Wende-
zeit an den Endstationen, für einen  10 Minuten 
Takt reichen ebenfalls: 2 Garnituren und  für einen 
5 Minuten Taktwerden 4 Garnituren gebraucht. 
Umgelegt auf die Beförderungskapazität bedeutet 
dies, dass bei  20.000 Fahrten in beide Richtungen 
pro Tag ein 15 Minutentakt notwendig ist und bei 
bis zu  60.000 Fahrten in beide Richtungen pro 
Tag ein 5 Minuten Takt möglich ist. Daraus lässt 
sich ein Bedarf von 3 -5 Garnituren ableiten.

2.3. Personalkosten

Tabelle 2: Personalkosten (U-Bahn)

2.4. Wartung, Instandhaltung und Reparatur der 
Strecke

Tabelle 3: Wartungskosten der Strecke
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2.5 Wartung, Instandhaltung und Reparatur der 
Fahrzeuge

Als Grundlage für die Berechnung der Fahrzeug-
wartungskosten dient die Berechnung der km-
Kosten Die Wartungskosten ergeben sich aus 
der Kilometerleistung der Fahrzeuge mit dem 
Multiplikationsfaktor von 1,51 Euro pro Zugkilo-
meter.

Tabelle 4: Wartungskosten der Strecke

2.6 Energieverbrauch und Energiekosten

Tabelle 5: Energiekosten (Verweise: 1. http://www.forschungs-
informationssystem.de/servlet/is/342234/ (2.12.2015); 2. Im 
Privaten Verbrauch schwanken die Kosten von 14-30 cent 
pro Kw/h, vgl. http://www.e-control.at/konsumenten/strom/
strompreis/was-kostet-eine-kwh, wir gehen davon aus, dass 
der U-Bahnbetreiber die Energie günstiger einkaufen kann 
und rechnen deswegen mit 15 Cent.)

So lässt sich an diesem Beispiel ein Investment 
von 80-120 Mio. EUR, d.h. im Schnitt von 110 
Mio. EUR pro km annehmen, eine Fahrgastfre-
quenz von 313 Personen/Fahrzeug und ein 10 
min -Takt pro Richtung. Daraus ergibt sich ein 
Erfordernis von 3 -5 Garnituren mit Kosten von 
ca. 3  Mio EUR pro Person und Fahrzeug, bei 
einem Gesamt-investment von 676 Mio. EUR. 
Für die Betriebskosten werden 4 Mitarbeiter und 
eine Reinigungskraft eingestellt, sodass für den 
Betrieb (30 Jahre) der U-Bahn auf dieser Stre-
cke 6,7 Mio. EUR und für die Instandhaltung der 
zweigleisigen Strecke  in 30 Jahren 26,8 Mio. 
EUR anfallen. Für die Instandhaltung der Fahr-
zeuge müssen in 30 Jahren in Abhängigkeit vom 
gefahrenen Takt zwischen 7 und 8 Mio. EUR 
aufgewendet werden. Die jährlichen Energieko-
sten für 16,6 Mio. Personenkm/Jahr schlagen mit 
280.140 EUR zu Buche, bei höherer Personen-
km-Zahl steigen die Kosten linear.

3. Straßenbahn-Kosten

Es ist auf Grund sehr unterschiedlicher Verhält-
nisse relativ schwierig, einheitliche Kosten für die 
Errichtung von neuen Straßenbahnlinien festzu-
stellen, wie die folgenden Beispiele zeigen. Die 
vier Kilometer lange Süd-West-Strecke in Graz 
dürfte 90 Millionen Euro kosten,das sind  22,5 
Mio. € pro km (http://kurier.at/chronik/oester-
reich/plan-fuer-neue-strassenbahn-bald-fertig-
aber-geld-fuer-bau-fehlt/78.415.941, 3.12.2015). 

Die Line 4 in Linz vom Bulgariplatz über das 
Franckviertel entlang der Gruberstraße über die 
Eisenbahnbrücke bis zum Mühlkreisbahnhof mit 
einer Klänge von 4,7 km soll 280 bis 300 Mio. € 
kosten, das sind 59,6 bis  63,8 Mio. €  pro km. 
Ein anderes Beispiel betrifft den Straßenbahn-
bau in Frankfurt für eine Strecke  von  3,5 km 
sind 55 Mio. € veranschlagt, das sind  15,71 Mio. 
€ pro km. Eine Verlängerung dieser Linie um  1,1 
km   soll überhaupt nur 20 Mio. € kosten,   das 
sind    nur 18,18 Mio. € pro km. (http://www.fnp.
de/lokales/frankfurt/Ringbahn-wirft-viele-Fragen-
auf;art675,1658572, 3.2.2015). Als  Vergleichs-
wert für  Investitionskosten für die Straßenbah-
ninfrastruktur  werden Werte  zwischen 15 und 
25 Mio.€  pro km angenommen, allerdings unter 
schwierigen Umständen z.B. Brücken deutlich 
mehr.

3.1 Investitionen für Infrastruktur und Fahrzeuge 
von Straßenbahnen

Tabelle 6: Investitionskosten (Straßenbahn)

3.2 Kostenrechnung Straßenbahn

Tabelle 7: Kostenrechnung Straßenbahn

An Hand verschiedener Beispiele lassen sich die 
Kosten für die Straßenbahninfrastruktur mit 15-25 
Mio. EUR pro km beziffern. Diese Kosten steigen 
jedoch bei schwierigen Verhältnissen (Brücken, 
Tunnels) stark an. (Dies ist z.B. bei der derzeit in 
Linz geplanten neuen Straßenbahnlinie der Fall, 
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wo – ohne Brückenneubau (ca.100 Mio. EUR) - 
mit 280 bis 300 Mio. EUR  Investition  gerechnet 
wird, weil die neue Linie großteils unterirdisch 
geführt werden soll). Für das o.a. Vergleichss-
zenario  bedeutet das, dass im Schnitt mit 100 
Mio. EUR an Infrastrukturkosten zu rechnen ist. 
Die Investitionen in die Fahrzeuge erstrecken 
sich von 11,55 Mio. EUR bei einem 15 min Takt 
bis zu 57,75 Mio. EUR bei einem 3 min Takt. Bei 
einem Fixkostenanteil von ca. 740.000 EUR er-
geben sich für einen 15min Takt Gesamtkosten 
von 7,95 Mio. EUR pro Jahr, bei einem 3 min Takt 
von 14,43 Mio. EUR pro Jahr, wobei der Fixko-
stenanteil nur 3,9 Mio. EUR beträgt.

4. Buskosten

4.1 Investitionen für eine Lösung mit dem Bus 
(Kapazität gesamt 128 Personen pro Bus)

Tabelle 8: Investitionskosten (Bus)

4.2 Betriebskostenrechnung Bus

Tabelle 9: Betriebskosten (Bus)

4.3 Personalkosten (Fahrer + 1 Administration  
bis 10 Min. Takt, 2 Administration ab 5 Min Takt)

Tabelle 10: Personalkosten (Bus)

Bei Bussen fallen nur die Kosten für Haltestellen 
und Busgaragen als zuzurechnende Infrastruk-
turkosten an, die Fahrzeuge kosten zwischen 
1,28  (15min Takt) und 6,1 (2,5 min Takt) Mio. 
EUR, wodurch Gesamtkosten von 1,94 Mio. EUR 
(15 min Takt) und 7,64 Mio. EUR (2,5 min Takt) 
entstehen. Bei einer Jahreskilometerleistung von 
knapp 67.000 km und einer Abschreibungsdauer 
von 15 Jahren fallen Kilometerkosten von 0,56 
EUR pro km an. Die Personalkosten variieren 
von 700.350 EUR pro Jahr bei 4 Bussen  im 15 
min Takt bis 10,24 Mio. EUR bei 25 Bussen im 
2,5 min Takt. Zusammenfassend hängen die Ko-
sten des Busverkehrs sehr stark von der Zahl der 
Beförderungsfälle ab, d.h. der Busverkehr im 15 
min Takt weist niedrige Kosten aus, hat aber nur 
eine Beförderungskapazität von 4000 Pers/Tag, 
bei 20.000 Personen/Tag ist ein 2,5 min Takt er-
forderlich, der wesentlich höhere Gesamtkosten 
verursacht und an die Grenzen der Realisierbar-
keit stößt.

5. Kosten der urbanen Seilbahnen

5.1 Schätzung der Investitionen und der Ab-
schreibungen der Seilbahnen auf Basis der o.a. 
Vergleichsstrecke 

Tabelle 11: Investitionskosten (Seilbahn)

5.2 Schätzung der Personalkosten der Seil-
bahnen

Tabelle 12: Personalkosten (Seilbahn)
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5.3 Schätzung der Gesamtkosten der Seilbahnen

Tabelle 13: Gesamtkosten (Seilbahn)

Für das oben behandelte Szenario  betragen die 
Investitionskosten für eine urbane Seilbahn (Stati-
onen, Seilbahntechnik) insgesamt knapp 124 Mio. 
EUR, bei jährlichen Abschreibungen von ca. 7,1 
Mio. EUR. Bei automatisiertem Betrieb fallen ca. 
1,52 Mio. EUR/Jahr, bei konventionellem Betrieb 
ca. 2,4 Mio. EUR/Jahr an, sodass die jährlichen 
Gesamtkosten (inkl. Abschreibung 
und Finanzierung) für diese urbane 
Seilbahn zwischen 12,3 Mio. EUR 
und 13,2 Mio. EUR liegen.

6. Wirtschaftlichkeitsvergleich

Im mitteleuropäischen ÖV gilt als 
Faustregel, dass eine Straßenbahn-
linie ab etwa 4.000 Fahrgästen pro 
Werktag wirtschaftlicher als eine Bus-
linie ist. Bei circa 30.000 bis 40.000 
Fahrgästen je Tag ist jene Grenze 
erreicht, bei der ein U-Bahnbetrieb 
betriebswirtschaftlich sinnvoller ist. 
Beim wirtschaftlichen Vergleich der 
unterschiedlichen Verkehrsmittel 
können  verschiedene Kriterien für 
die Beförderungskapazität   verwen-
det werden:

•	 Geringstmögliche ökonomisch 
tragfähige Kapazitätsauslastung pro Verkehrs-
mittel 

•	 Durchschnittliche Kapazitätsauslastung

•	 Maximale Kapazitätsauslastung.

Obwohl die Berechnung mit der maximalen Beför-
derungskapazität am einfachsten ist, soll für das 
Beispiel des angenommenen Linzer Szenarios die 
durchschnittliche Auslastung unter den Linzer Ver-
hältnissen genommen werden, wobei neben der 
Strecke auch sämtliche benötigten Kabinen und 
Fahrzeuge einschließlich Personal, Werkstatt und 
Wartung sowie Reduktionen an Wochenende und 
in Ferienzeiten berücksichtigt wurden. 

Bei diesem Vergleich der verschiedenen Verkehrs-
mittel am Linzer Beispiel zeigt sich, dass der Bus 
grundsätzlich das betriebswirtschaftlich günstigste 

Verkehrsmittel  ist, allerdings bei einer Beförde-
rungskapazität von mehr als 1000 Personen/h an 
die Grenzen der Realisierbarkeit stößt. 

Sowohl bei den Investitionen als auch bei den 
Gesamtkosten sind die Straßenbahn und die Seil-
bahn vergleichbar. Müssen beim Bau der Stra-
ßenbahn hohe Investitionen, z.B. Brückenbau 
oder auch eine unterirdische Führung getätigt 
werden ist die Seilbahn in der Regel günstiger. 
Beim Vergleich der  urbanen  Seilbahn (3 S-Bahn) 
mit einer Straßenbahn zeigen sich unter gleichen 
Verhältnissen ab einer Beförderungskapazität von 
2000 Personen/h  annähernd gleiche Gesamtko-
sten, die bei automatisiertem Betrieb der Seil-
bahn sogar etwas günstiger liegen können, wobei 
aufgrund des fixkostenähnlichen Charakters der 
Kosten der Seilbahnlösung diese vor allem bei 
größeren Nachfragemengen und dann, wenn die 
Nachfrage besonders gleichmäßig verteilt ist, so-
wie wenn aufgrund der Topographie eine kürzere 
Streckenführung möglich ist, vorteilhaft ist. 

Tabelle 14: Gesamtkosten bei 10.0000 Fahrgästen pro Tag bei 
niedriger Investition  in Straßenbahn und Seilbahn

Bei einer Beförderungskapazität von 5000 Per-
sonen/h und einer Transportentfernung von mehr 
als  5 km endet jedoch die verkehrliche Sinnhaf-
tigkeit wegen der langen Fahrzeit  bei der zum 
Vergleich herangezogenen   3 S-Bahn, während 
die Beförderungskapazität und die Streckenlänge 
der Straßenbahn grundsätzlich noch wesentlich 
darüber hinaus gehen kann, auf eigenem Gleis-
körper auf bis zu 15.000 Personen/h. Für den wirt-
schaftlichen Vergleich mit den Seilbahnen ist es 
allerdings nicht zweckmäßig, eine Kapazität der 
Straßenbahn anzunehmen, die über die Kapazi-
tät der Seilbahn hinausgeht, weil dann wegen der 
Leistungscharakteristik sowieso nur eine Straßen-
bahn in Frage kommt.
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Abbildung 5: Vergleich der Gesamtkosten (Ohne externe Kosten)

*) unter Mitwirkung von Andreas Karpf, Bernhard 
Löw, Markus Manseder, Mario Maurer, Dejan 
Pejic, Philipp Srajer, Dietmar Steinlechner, 
Thomas Zeilinger
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Neues aus Paul Pietsch Verlage, Hauptstätter 
Straße 149, D-70178 Stuttgart, www.paul-pietsch-
verlage.de

Deutsche Kriegslokomotiven - 1939 bis 1945

Alfred B. GOTTWALDT

Dieses Buch ist ein „historischer Klassiker“ der deut-
schen Eisenbahnliteratur. Als einer der ersten Auto-
ren setzte sich Alfred B. Gottwaldt mit der Produkti-
on der Kriegslokomotiven in Deutschland während 
der Zeit des Zweiten Weltkriegs auseinander. In 
ungewohnter Zusammenarbeit mussten die Deut-
sche Reichsbahn - DR, Lokomotivfabriken, das Rü-
stungsministerium und die Deutsche Wehrmacht 
zahlreiche eisenbahn- und herstellungstechnische 
Probleme lösen, damit die Produktion auf 500 Lo-
komotiven pro Monat gesteigert werden konnte. Für 
diese Ausgabe wurde dem Werk eine ausführliche 
Einleitung vorangestellt, die sowohl das Leben und 
Werk von Alfred B. Gottwaldt entsprechend würdigt 
und auch den aktuellen Forschungsstand zum The-
ma Kriegslokomotiven skizziert.

Das vorliegende Werk umfasst 152 Seiten sowie 83 
s/w-Abbildungen und 50 Zeichnungen.

Rekorde auf der Schiene - Die schnellsten Loks 
der Welt

Thomas ESTLER

Hohe Geschwindigkeiten faszinieren die Menschen 
und werden mit Fortschritt verbunden, ein geringes 
Tempo wird oft als Stillstand, zumindest als Rück-
schritt, empfunden. Diese Tatsache gilt auch für die 
Eisenbahn, die seit ihrem Anbeginn das Leben der 
Menschen erheblich beschleunigte. Gab es in der 
Urzeit der Eisenbahn noch einige Vorbehalte ge-
gen die wachsende Geschwindigkeit der Züge, so 
fanden die Passagiere zunehmend Gefallen an den 
kurzen Reisezeiten. Dieser Umstand führte auch 
bei den Eisenbahngesellschaften und in der  Loko-
motivindustrie zu „einer wahren Jagd“ nach immer 
neuen Geschwindigkeitsrekorden, um damit beim 
p.t. Publikum „punkten zu können“. Dieser Band des 
Fachbuchautors Thomas Estler kombiniert sowohl 
die Geschichte als auch die Moderne der schnellen 
Lokomotiven mit sehr vielen Details und beschreibt 
im einzelnen die Rekord-Loks von den Anfängen der 
Eisenbahn bis zur Gegenwart.

Das vorliegende Wer umfasst 160 Seiten sowie 73 
s/w-Abbildungen und 114 Farbbilder.

Luftfahrgeschichte aus dem Motorbuch Verlag 

MI-24

Michael NORMANN

Der Mi-24 (russisch Миль Ми-24, NATO-Code-
name: Hind, Hirschkuh) ist ein in der Sowjetunion 
entwickelter Kampfhubschrauber des Hubschrau-
berherstellers Mil. Die sowjetischen bzw. rus-
sischen Piloten bezeichn(et)en ihre Maschinen als 
летающий танк (letajuschtschi tank, Fliegender 
Panzer) oder крокодил (Krokodil, aufgrund des Tarn-
farbenmusters) sowie стакан (stakan, Glas, wegen 
der großflächigen Cockpitverglasung). Ungewöhn-
lich für einen Kampfhubschrauber ist die Fähigkeit 
des Mi-24, auch Truppen transportieren zu können. 
Entwickelt Ende der 1960er-Jahre mauserte sich 
das Hubschrauber-Muster bald zum Albtraum west-
licher Militärstrategen, denn die „brachiale Gewalt“ 
der Maschine war allem überlegen, was die NATO 
an Hubschraubern zu bieten hatte. Die Mi-24 be-
kam im Westen bald den Spitznamen „fliegender 
Schützenpanzer“, denn die Mi-24 konnte acht voll 
ausgerüstete Soldaten transportieren. Dieses Werk 
des Fachbuchautors Michael Normann ist ein „Le-
ckerbissen“ für Fans der Militärluftfahrt

Das vorliegende Werk umfasst 208 Seiten sowie 62 
s/w-Abbildungen und 198 Farb-bilder.

Warbirds - Fliegende Legenden

Andreas ZEITLER

Der englische Begriff Warbird bezeichnet seit den 
1970-er Jahren restaurierte Militärflugzeuge. In der 
Regel sind dies propellergetriebene Jagdflugzeuge 
aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs. Manchmal 
wird dieser Begriff auch auf historische Jagdflug-
zeuge aus anderen Epochen ausgedehnt,  wodurch 
der Begriff Warbird („Kriegsvogel“)besser beschrie-
ben wird.  Exemplarisch lassen sich Jagdflugzeuge, 
Kampfflugzeuge, Bomber, Düsen- und Aufklärungs-
flugzeuge aufzählen. Namen wie Spitfire, Mustang, 
Focke Wulf oder der letzte noch fliegende Avro Vul-
can sind nur einige dieser „fliegenden Legenden“, 
die auf Flugshows rund um den Globus stets viele 
Zuschauer anlocken imstande sind. Der Fachbuch-
autor Andreas Zeitler reist seit Jahren um die Welt 
und fotografiert Warbirds, nunmehr kann er eine be-
achtliche Gesamtschau dokumentieren, die in dem 
nun vorliegenden Bildband präsentiert wird. Der 
Fokus liegt dabei auf dem reichlichen Bildmaterial, 
das durch technische Daten und einen kurzen Ab-
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riss der  Historie sowie den Verbleib der jeweiligen 
Maschine abgerundet wird.

Das vorliegende Werk umfasst 192 Seiten  und 238 
Farbbilder.

Neues aus der Eisenbahn-Kurier-Verlag GmbH, 
Lörracher Straße 16, D - 79115 Freiburg/Breis-
gau, alexandra.weber@eisenbahn-kurier.de; 
www.eisenbahn-kurier.de

Die letzten Altbauelloks der DB. Band 1: Die 
Baureihen 104, 116, 117, 118, 119, 132, 144, 144.5 
und 145

Frank LÜDECKE

Als die Deutsche Bundesbahn – DB am 1. Januar 
1968 ihr neues Nummernschema einführte, befan-
den sich in ihrem Betriebsbestand noch zahlreiche 
Elloks der Vorkriegsbaujahre. Zum Teil waren diese 
Lokomotiven, wie etwa die Baureihe 132, bereits 
weit über 40 Jahre alt und dementsprechend ver-
altet und betriebstechnisch verbraucht, abgese-
hen von ihrem altertümlichen Erscheinungsbild mit 
Stangenantrieb, der wenig Fortschritt symbolisierte. 
Diese Lokomotiven erbrachten nur noch unterge-
ordnete Leistungen. Andere Vorkriegsbauarten, 
etwa die als formschön angesehene Reihe  118 und 
die markante 194, waren Ende der sechziger Jahre 
für den schweren und hochwertigen Zugdienst noch 
unverzichtbar. In den zwei Jahrzehnten ab 1968 bis 
zum endgültigen Abschied von den Vorkriegsbau-
arten im Jahr 1988 bot sich auf dem Netz der DB 
ein überaus buntes Bild viele Altbauellok-Biotope 
die zahlreiche Eisenbahnfreunde und Enthusiasten 
„an die Strecke“ zu locken vermochten. Der Fach-
buchautor Frank Lüdecke dokumentiert diese, in 
der Nachbetrachtung faszinierende Epoche der 
DB mit technischen Daten, Einsatzgeschichten, 
Lebensläufen (Fabrikdaten, Beheimatungen, Aus-
musterung und Verbleib) und einem umfangreichen 
Bildteil mit vielen Motiven bekannter Bildautoren. 
Band 1 befasst sich mit den Baureihen 104 bis 145. 
Band 2 mit den Baureihen 152 bis 194, denn die 
Fortsetzung folgt.

Das vorliegende Werk umfasst 216 Seiten und 372 
Abbildungen, teilweise in Farbe.

Regiebahn. Reparationen, Besetzung, Ruhr-
kampf, Reichsbahn. Die Eisenbahnen im Rhein-
land und im Ruhrgebiet

Klaus KEMP

Nach dem für das Deutsche Reich verlorenen ge-
gangenen Ersten Weltkrieg verlangten die Sieger-
mächte von Deutschland eine Wiedergutmachung 

für die angerichteten Schäden, zuallererst in Form 
von Eisenbahnmaterial, später auch in Form von 
Geldzahlungen sowie durch die Lieferung von Koh-
le, Koks und sonstigen Industrieerzeugnissen. Um 
sicher zu gehen, dass Deutschland auch zahlen 
bzw. liefern werde, besetzten die Alliierten das Ge-
biet links des Rheins, vom Niederrhein bis zur Pfalz. 
Die Eisenbahnen wurden von der alliierten Feldei-
senbahn-Kommission überwacht. Als Deutschland 
mit seinen Zahlungen in Verzug geriet, bemächtig-
ten sich zwei der vier Siegermächte (Alliierten) des 
Ruhrgebietes, seiner Zechen und seiner Eisen-
bahnen, um die Produktion der Bergwerke zu über-
wachen sowie um Koks und Kohle abtransportieren 
zu können. Die im Jahre 1920 gegründeten staatli-
chen Reichseisenbahnen wurden im Jahre 1924 in 
die deutsche Reichsbahn-Gesellschaft - DRG um-
gewandelt und mit Schuldverschreibungen in Milli-
ardenhöhe zugunsten der Siegermächte belastet. 
Das vorliegende Buch verknüpft diese nebeneinan-
der, jedoch überaus stark miteinander verwobenen 
Ereignisse sowohl auf der Ebene der „großen Poli-
tik“ als auch durch die Betrachtung einzelner Orte, 
von Kaiserslautern bis Wesel und von Aachen bis 
Dortmund.

Das vorliegende Werk umfasst 304 Seiten und ca. 
180 Abbildungen.

Alte Meister der Eisenbahn-Photographie. 
Harald Navé

Alfred LUFT 

Wie sein Schulfreund Alfred Luft prägte auch Harald 
Navé die „Wiener Schule” der Eisenbahn-Pho-
tographie, deren Ziel es war, anstelle von reinen 
Lokporträts ausge-suchte Maschinen vor Zügen in 
besonders reizvoller Umgebung zu photographie-
ren (fotografieren). Neben den letzten Dampfloko-
motiven aus der k. u. k. Zeit galt das Interesse von 
Harald Navé besonders dem ausländischen Eisen-
bahnbetrieb. Viele seiner oft auch berufsbedingten 
Reisen in zahlreiche Länder Europas und nach 
Übersee konnte er dazu nutzen, die dortigen Bah-
nen in eindrucksvollen Bildern festzuhalten. So fin-
den sich in seinem umfangreichen Archiv nicht nur 
Fahrzeuge aus Österreich, sondern zum Beispiel 
auch aus der Bundesrepublik Deutschland und 
der DDR, der Schweiz, Frankreich oder Portugal, 
aber auch von sogenannten exotischen Bahnen 
in Indien, Indonesien, Australien oder Südamerika. 
Dieser Bildband setzt dem photographischen Werk 
des leider viel zu früh verstorbenen Harald Navé ein 
kleines „photographisches Denkmal“. Eine Auswahl 
seiner schönsten Bilder aus den fünfziger und sech-
ziger Jahren vermag den Betrachter mit zu einer 
historischen Eisenbahnreise rund um die Welt zu 
nehmen.
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Das vorliegende Werk umfasst 144 Seiten und ca. 
160 s/w-Abbildungen.

EK-Special 123: Die DB vor 25 Jahren - 1991

Das EK-Special zeigt das ereignisreiche Jahr 1991, 
das von zwei großen Themen geprägt ist. Eines 
der größten Projekte der DB-Geschichte wurde 
1991 mit dem Ein-tritt in das ICE-Zeitalter vollen-
det: die Einweihung der nun durchgehend befahr-
baren Neubau strecken Hannove - Würzburg und 
Mannheim–Stuttgart sowie die Aufnahme des 
Hochgeschwindigkeitsverkehrs mit bis zu 250 km/
h mit den neuen ICE-Triebzügen, was auch eine 
Neuordnung des gesamten Fernverkehrs mit sich 
brachte. Das zweite große Thema ist das zuneh-
mende Zusammenwachsen von DB und DR. Dazu 
gehören z. B. weitere Lückenschlüsse zwischen 
beiden deutschen Bahnen, der Wiederaufbau der 
Werratalbahn, der Einsatz neuer DR-Elloks im DB-
Dienst, die Planung eines gemeinsamen Triebfahr-
zeug-Nummernsystems und die Vorbereitung der 
kommenden Bahnreform. In gewohnter Weise prä-
sentiert das Heft den Jahresbericht mit zahlreichen 
Daten und Fakten, die Triebfahrzeug-Statistik und 
eine Fülle herausragender Aufnahmen zahlreicher 
Fotografen, die uns an die einmalige Umbruchszeit 
von 1991 erinnern.

EK-Themen 55: Die DR vor 25 Jahren - 1991

Die 27. Ausgabe „Die Deutsche Reichsbahn vor 
25 Jahren“ widmet sich ganz den großen Verände-
rungen des Jahres 1991: Dazu gehören die Lücken-
schlüsse zwi-schen Thüringen und Bayern, die be-
schlossenen Verkehrsprojekte „Deutsche Ein-heit“, 
die neue Ellok-Baureihe 252 und die Lieferung der 
Serienloks der Baureihe 230. Die Autoren erinnern 
an den Abschied von der E 44, die Wiederinbetrieb-
nahme des SVT 137 225 der Bauart „Hamburg“ und 
berichten über den „Plandampf“, der im Berichtsjahr 
mit 20 Veranstaltungen „in aller Munde“ war. Beiträ-
ge über das neue gesamtdeutsche Tfz-Kennzeich-
nungs-System und das erste von DB und DR für 
ganz Deutschland herausgegebene Kursbuch sind 
ebenso vertreten, wie traditionelle Themen über das 
Geschehen auf den Schmalspurbahnen mit dem 
Höhepunkt der Wiedereröffnung der Brocken-Stre-
cke, der Berliner S-Bahn oder der Unfall-Übersicht. 
Zahlreiche Daten und die obligatorische Behei-
matungsstatistik aller Triebfahrzeuge einschließlich 
der Indienststellungen, Umbauten und Ausmuste-
rungen ergänzen den Jahresrückblick. Hervorra-
gende Abbildungen zahlreicher Fotografen lassen 
die Erinnerungen an die Reichsbahn des Jahres 
1991 noch einmal wach werden.
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Die Baureihe 3810-40. Die legendäre preußische 
P 8

Hans-Jürgen WENZEL

Dem Konstrukteur Robert Garbe gelang mit der 
Konstruktion der Heißdampflokomo-tive der Gat-
tung preußische P 8 (Baureihe 3810-40) ein „gro-
ßer Wurf“. Die Personen-zuglokomotive P 8 be-
währte sich so gut, sodass diese von Preußen und 
verschiedenen anderen Länderbahnen sowie als 
Nachbaulokomotive von der Deutschen Reichs-
bahn beschafft wurde. Auch in mehreren west- und 
osteuropäischen Ländern bewährte sich die P 8 
als „Mädchen für Alles“. Insgesamt wurden über 
3.900 Exemplare dieses Lokomotivtyps gebaut. Die 
letzten Exemplare standen bei der DB und DR bis 
in die siebziger Jahre im Dienst. Das lange Jahre 
vergriffene, bereits im Jahr 1994 erschienene Bau-
reihen-Buch, erscheint nunmehr als Neuauflage 
mit überarbeitetem Bildteil und einer Vielzahl neuer 
Bilder. Mit gewohnt hoher Detailkenntnis beschreibt 
Hans-Jürgen Wenzel die Geschichte der Baurei-
he, verfolgt die Bauartänderungen und Umbauten 
und zeichnet ausführlich die Einsätze der P 8 bei 
den deutschen Staatsbahnverwaltungen sowie im 
Ausland nach. Eine Vielzahl bekannter Bildautoren 
öffneten ihre umfangreichen Archive, auf diese Art 
und Weise konnte fast lückenlos jede Lokomotive 
im Bild dokumentiert werden. Eine staatliche Anzahl 
von Farbaufnahmen vervollständigen das aufwen-
dig recherchierte Baureihen-Porträt.

Das vorliegende Werk umfasst 496 Seiten und ca. 
550 Abbildungen.

Die Baureihe 755. Das fleißige Lieschen: Sach-
sens XIV HT

Dietmar SCHLEGEL, Heinrich HORSTMANN

Zu den bekanntesten sächsischen Tenderlokomoti-
ven gehörte die Baureihe 755. Im Zeitraum von 1911 
bis 1921 wurden von der Sächsischen Maschinen-
fabrik AG vorm. Richard Hartmann in Chemnitz 106 
Lokomotiven an die Sächsische Staatsbahn und an 
die Deutsche Reichsbahn geliefert. Einige Maschi-
nen mussten nach 1919 als Reparationslieferung 
an Polen und Frankreich abgegeben werden. Im 
Jahre 1925 waren noch 83 Lokomotiven vorhan-
den, diese kamen auf fast allen sächsischen Stre-
cken zwischen Zittau und Plauen (Vogtland) zum 
Einsatz. Ein Schwerpunkt war die Bespannung von 
Personenzügen im Raum Chemnitz. Nach 1945 
führte die Deutsche Reichsbahn noch 89 Lokomo-
tiven der Baureihe 755 im Bestand. Bis zum Jahre 
1967 war der Bestand bis auf 40 Maschinen zu-
sammengeschmolzen. Alle Lokomotiven waren in 
Sachsen verblieben und wurden von den Bahnbe-



triebswerken Chemnitz Hbf. (Karl-Marx-Stadt Hbf.), 
Glauchau, Falkenstein (Vogtland) und Zittau einge-
setzt. Als Museumslokomotiven blieben die 75 501 
und 75 515 erhalten.

Das vorliegende Werk umfasst 224 Seiten und  ca. 
350 Abbildungen.

Eisenbahn-Bildarchiv 68: Die Knödelpresse. Die 
Baureihe 180

Für den „elektrischen Lückenschluss“ auf der 
Bahnverbindung Dresden - Prag be-schaffte die 
DR zusammen mit den Tschechoslowakischen 
Staatsbahnen (ČSD) insgesamt 35 Mehrsystemlo-
komotiven, die sowohl auf dem 3-kV-Gleichstrom-
netz der ČSSR als auch auf dem 15-kV-Wechsel-
stromnetz der DDR eingesetzt werden sollten. Die 
20 Lokomotiven für die Reichsbahn erhielten die 
Baureihenbezeichnung 230, die ČSD reihte ihre 
15 Maschinen als Baureihe 372 ein. Mit der Grün-
dung der DB AG wurden die ehemaligen Reichs-
bahn-Maschinen als Baureihe 180 bezeichnet und 
zusammen mit ihren tschechischen Schwestern im 
Elbtal eingesetzt. Mit 120 km/h Höchstgeschwindig-
keit war die Baureihe 180 nur bedingt im Personen-
verkehr einsetzbar, daher prüfte man einen Umbau 
auf 160 km/h. Die Tschechischen Staatsbahnen ČD 
bauten sechs Maschinen zur neuen Baureihe 371 
um, bei der DB blieb es beim Umbau der 180 001. 
In unserem neuen Bildarchiv stellen wir die tech-
nische Entwicklung dieser ehemaligen DR-Baurei-
he vor und zeigen ihre Einsätze in Deutschland, 
Tschechien und Polen. Auch ein Blick auf die tsche-
chische Variante fehlt nicht.

ÖZV 1/201748

Straßen- und Stadtbahnen in Deutschland: Band 
17 - Thüringen

Michael KOCHEMS

Thüringen ist das flächenmäßig kleinste der fünf 
neuen Bundesländer Deutschlands. Gleichwohl 
gibt es in den Neuen Bundesländern noch fünf 
Straßenbahnbetriebe, in den Städten Erfurt, Gera, 
Gotha, Jena und Nordhausen, von denen das Stra-
ßenbahnnetz in der Landeshauptstadt Erfurt das 
kilometermäßig größte ist. Immerhin drei Unterneh-
men (Erfurt, Jena, Nordhausen) bieten im Planbe-
trieb zwar nur moderne Niederflurfahrzeuge an, 
doch sind diese für Straßenbahnfreunde noch lan-
ge nicht als langweilig einzustufen. Darüber hinaus 
gibt es beispielsweise mit der Thüringerwaldbahn, 
der Straßenbahn Gotha nach Tabarz bzw. Walters-
hausen und den dieselgetriebenen Combinos der 
Straßenbahn Nordhausen auf der Harzquerbahn 
bis Ilfeld auch wirkliche „Thüringer Spezialitäten“ 
zu bestaunen. Nicht mehr betrieben, aber dennoch 
nicht vergessen, werden ferner die ehemaligen 
Straßenbahnbetriebe in Eisenach, Mühlhausen und 
Weimar.

Das vorliegende Werk umfasst 328 Seiten, ca. 460 
s/w-Abbildungen und 35 Farbabbildungen.


